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10 Jahre Strafvollzugsgesetz - Kriminalpolitische Bestandsaufnahme 
und Perspektiven 


Der Bundesminister der Justiz hat mit Schreiben vom 5. April 1989 die Große Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


Die am 1. Januar 1977 in Kraft getretenen Vorschriften 
des Strafvollzugsgesetzes bilden seit dieser Zeit die 
Grundlage für den Vollzug der Freiheitsstrafe. Die Vor- 
schriften regeln die Rechte und Pflichten der Gefange- 
nen und die Eingriffsbefugnisse und Leistungspflich- 
ten der Vollzugsbehörden. Das Gesetz erfüllt diese 
Aufgabe nicht nur formal, wie in der Einleitung zur 
Großen Anfrage ausgeführt wird, sondern auch der 
Sache nach. Die Bundesregierung stellt in Überein- 
stimmung mit der Konferenz der Justizminister und 
Justizsenatoren der, Länder fest, daß sich das Strafvoll- 
zugsgesetz bewährt hat. 

Eine Bestandsaufnahme muß im Auge behalten, daß 
das Strafvollzugsgesetz in erster Linie eine gesetzliche 
Grundlage für den Vollzug der Freiheitsstrafe zu bil- 
den hat und nur in dem derzeit möglichen Rahmen die 
Fortentwicklung fördern kann. Demgegenüber gehen 
Überlegungen, wie sie in der Einführung zur Großen 
Anfrage angestellt werden, fehl, die aus Einzelfragen 
und Verallgemeinerungen von Anstaltsproblemen um- 
fassende Schlußfolgerungen ziehen. Auf dieser Grund- 
lage ist keine Bestandsaufnahme durchzuführen. Sie 
wird auch den zahlreichen Bemühungen der Landesju- 
stizverwaltungen und der Bediensteten des Justizvoll- 
zuges um die Fortentwicklung des Strafvollzuges und 
eine menschenwürdige und der Aufgabenstellung des 
Strafvollzugsgesetzes entsprechende Behandlung der 
Gefangenen nicht gerecht. Das Bundesministerium der 
Justiz hat gleichwohl den Landesjustizverwaltungen 
die zahlreichen die Vollzugspraxis berührenden Fra- 
gen zur Stellungnahme übermittelt. Mit Hilfe der ein- 


gegangenen Äußerungen ist es in gewissem Umfange 
möglich, die Auswirkungen des Strafvollzugsgesetzes 
und die auf dieser Grundlage von den Justizverwaltun- 
gen der Länder getroffenen Maßnahmen zur Fortent- 
wicklung des Strafvollzuges darzustellen. 

Eine kriminalpolitische Perspektive muß sich an tat- 
sächlichen Daten orientieren und die Erwartungen in 
einen realistischen Rahmen stellen. Aus dem Vorhan- 
densein ungünstiger Auswirkungen des Anstalts- 
lebens hat das Strafvollzugsgesetz den Vollzugsbehör- 
den die Aufgabe gestellt, den schädlichen Folgen des 
Freiheitsentzuges entgegenzuwirken. Die Bedeutung 
dieser Vorschrift - namentlich für die Übergangszeit 
bis zur vollen Verwirklichung des Konzepts des Straf- 
vollzugsgesetzes - ist in der Einleitung zu der Großen 
Anfrage zwar herausgestellt worden, hat dort aber zu 
unrichtigen Schlußfolgerungen geführt. Das Vorhan- 
densein ungünstiger Auswirkungen allein kann nicht 
die Abschaffung der Freiheitsstrafe begründen. Zur 
Beurteilung des strafrechtlichen Sanktionensystems 
insgesamt und damit auch zur Beurteilung der lebens- 
langen und der zeitigen Freiheitsstrafe hat die Bundes- 
regierung in der 10. Wahlperiode einen Bericht vorge- 
legt (Drucksache 10/5828). Der Bericht ist in dieser 
Wahlperiode Gegenstand parlamentarischer Über- 
legungen geworden, die in dem Bericht des Rechts- 
ausschusses des Deutschen Bundestages (Drucksache 
11/2597) zusammengefaßt worden sind. Demgegen- 
über bieten die in der Einleitung zur Großen Anfrage 
angestellt en Überlegungen keinen realistischen Rah- 
men. 
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1. Entstehung und Wirkung des Strafvollzugs- 
gesetzes. Eine Geschichte scheiternder 
Ansprüche 

1.1 Das Strafvollzugsgesetz als Teil symbolischer 
Gesetzgebung 


Stellungnahme 

Überschrift und Fragen zur Entstehung und Wirkung 
des Strafvollzugsgesetzes übersehen die gründliche 
Vorbereitung des Gesetzes in der vom Bundesminister 
der Justiz berufenen Strafvollzugskommission, die 
Beteiligung der fachlich zuständigen Verbände und 
Verwaltungen bei der Vorbereitung des Gesetzent- 
wurfs und die ausführlichen Erörterungen und Überle- 
gungen im Gesetzgebungsverfahren zuletzt nament- 
lich auch zu dem Ziel, bei der inzwischen eingetrete- 
nen angespannten Lage der Länderhaushalte mög- 
lichst weitgehende Fortschritte zu sichern. Die gesetz- 
liche Grundlegung des offenen Vollzuges, der Locke- 
rungen des Vollzuges und des Urlaubs aus der Haft, 
der Sozialtherapie und die Einbeziehung der arbeiten- 
den Gefangenen in die Arbeitslosenversicherung 
haben neben anderen Neuerungen die Fortentwick- 
lung des Strafvollzuges erheblich gefördert. Daß die 
Erhöhung des Arbeitsentgelts, die Kranken- und Ren- 
tenversicherung der Gefangenen von späteren Ent- 
scheidungen abhängig gemacht wurden, entspricht 
dem am 12. Februar 1976 im Deutschen Bundestag 
einstimmig verabschiedeten Kompromiß. Es handelt 
sich hier ausschließlich um eine Frage der Belastbar- 
keit der Länderhaushalte, auf die schon bei der Verab- 
schiedung des Strafvollzugsgesetzes Rücksicht genom- 
men wurde. 


1. Das Strafvollzugsgesetz (StVollzG) verpflichtet 
den Gesetzgeber, bis zum 31. Dezember 1985 dar- 
über zu entscheiden, durch welche Maßnahmen 
und in welcher Frist der offene Vollzug zur Regel- 
vollzugsform gemacht werden kann. Die Bundes- 
regierung hat (Drucksache 7/3989) eine entspre- 
chende Initiative abgelehnt. 

Wie beurteüt die Bundesregierung die Recht- 
mäßigkeit einer Regelung, nach der eine Ermes- 
sensentscheidung über die Unterbringung im offe- 
nen Vollzug nach § 10 StVollzG dadurch unmög- 
lich gemacht wird, daß für alle vor 1977 gebauten 
Anstalten diese Bestimmung außer Kraft gesetzt 
bleibt? 

Die Fragestellung verkennt die in §§ 10, 201 Nr. 1 
StVollzG getroffenen Regelungen. 

§ 201 Nr. 1 ermächtigt die Vollzugsbehörden, bei ihrer 
Entscheidung über die Unterbringung eines Gefange- 
nen im offenen Vollzug auch die räumlichen, personel- 
len und organisatorischen Verhältnisse der Anstalten 
zu berücksichtigen, mit deren Errichtung vor Inkraft- 
treten dieses Gesetzes begonnen wurde. Die Regelung 
erweitert damit nur den Ermessensbereich der Voll- 
zugsbehörden gegenüber der in § 10 StVollzG getrof- 
fenen Regelung, nach der ein Gefangener mit seiner 
Zustimmung in eine Anstalt oder Abteilung des offe- 
nen Vollzuges untergebracht werden soll, wenn er den 
besonderen Anforderungen des offenen Vollzuges ge- 
nügt und namentlich nicht zu befürchten ist, daß er 


sich dem Vollzug der Freiheitsstrafe entziehen oder die 
Möglichkeiten des offenen Vollzuges zu Straftaten 
mißbrauchen werde. Die Erweiterung des Ermessens 
war ursprünglich in der am 1. Januar 1977 in Kraft 
getretenen Fassung bis auf den 31. Dezember 1985 
begrenzt. Von diesem Zeitpunkt an sollte für die Ver- 
legung in den offenen Vollzug ausschließlich die vor- 
genannte Regelung des § 10 Abs. 1 gelten. Durch das 
2. Haushaltsstrukturgesetz vom 29. Dezember 1981 
wurde die Begrenzung der Übergangsregelung gestri- 
chen und zugleich festgesetzt, daß über den Wegfall 
der Übergangsregelung bis zum 31. Dezember 1985 
befunden werden soll. 

Die Bundesregierung hat im Jahre 1985 die Landes- 
justizverwaltungen um Stellungnahme gebeten, ob die 
Übergangsregelung entfallen kann. Die Mehrzahl der 
Länder hat mitgeteilt, daß dort noch nicht ausreichend 
Plätze für den offenen Vollzug zur Verfügung stehen 
und deshalb § 201 Nr. 1 StVollzG vorerst beibehalten 
bleiben müsse. In dieser Situation war für ein Geset- 
zesvorhaben zur Streichung des § 201 Nr. 1 kein Raum. 
Auch im Jahre 1988 hat eine Reihe von Ländern wei- 
terhin eine Streichung der genannten Vorschrift abge- 
lehnt. 


2. Wie rechtfertigt die Bundesregierung den Rechts- 
bruch, daß nach § 200 Abs. 2 StVollzG bis zum 
31. Dezember 1980 über eine Erhöhung des Ar- 
beitsentgelts hätte befunden werden müssen, 
ohne daß die Bundesregierung ihrer Pflicht 
nachkam? 

3. Die Bundesregierung vertritt die Rechtsauffas- 
sung, § 200 Abs. 2 StVollzG könne keine recht- 
lichen Wirkungen entfalten (Drucksache 11/717). 

Wie begründet die Bundesregierung diese Rechts- 
auffassung, und in welchem Verhältnis steht diese 
Rechts auf fassung zu der Frage der Glaubwürdig- 
keit staatlicher Selbstbindung? 


Die Bundesregierung ist ihrer Pflicht nachgekommen. 

§ 200 Abs. 2 StVollzG enthält keine Verpflichtung, das 
Arbeitsentgelt zu erhöhen, sondern innerhalb der in 
dieser Vorschrift genannten Frist über eine Erhöhung 
des Arbeitsentgelts zu befinden. Die Bundesregierung 
hat fristgerecht in der 8. Legislaturperiode einen ent- 
sprechenden Gesetzentwurf (Drucksache 8/3335) in 
den Deutschen Bundestag eingebracht. Gegen das am 
13. Mai 1980 vom Deutschen Bundestag beschlossene 
Gesetz hat der Bundesrat den Vermittlungsausschuß 
angerufen. Dies und die Bemühungen in der 9. Legis- 
laturperiode sind ausführlich in der Antwort der Bun- 
desregierung in der Drucksache 11/717, S. 5, darge- 
stellt worden. 


4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Fraktion DIE GRÜNEN, daß die jährlichen Kosten 
für eine Anhebung des Arbeitsentgelts von 5 % 
auf 10% der Bemessungsgrundlage in Höhe von 
ca. 60 Mio. DM und in Höhe von ca. 300 Mio. DM 
für die Einbeziehung der Gefangenen in die ge- 
setzliche Kranken- und Rentenversicherung ge- 
ring erscheinen müssen in Anbetracht der für 1990 
in Aussicht genommenen Steuersenkung in Mil- 
liardenhöhe? 
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Die Fragestellung vermengt unterschiedliche staat- 
liche Aufgaben mit unterschiedlich hohen Kostenaus- 
wirkungen. Sie vermengt ferner die Verschiedenheit 
der Kostenträger auf Bundes- und Landesebene. 


5. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Fraktion DIE GRÜNEN, daß unter dem weiteren 
Gesichtspunkt der „ersparten Aufwendungen" 
(günstigere Wiedereingliederungschancen und 
damit Verringerung der Rückfallkriminalität) eine 
wesentlich großzügigere Anhebung des Arbeits- 
entgelts angezeigt wäre? 

Ein Orientierungspunkt in diesem Zusammen- 
hang könnte der Regierungsentwurf zum 
StVollzG büden, nach dem noch mindestens 75 % 
eines „nach den §§ 149 bis 152 Reichsver- 
sicherungsordnung festzusetzenden(s) Entgelts 
gewöhnlicher Tagearbeiter" vorgesehen war 
(Drucksache 7/918, S. 68). 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrer Antwort in der 
Drucksache 11/717, S. 5, dargelegt, daß eine Erhöhung 
des Arbeitsentgelts aus kriminalpolitischen Gründen 
wünschenswert wäre. Als Orientierungsrahmen kann 
die vom Deutschen Bundestag am 6. November 1975 in 
zweiter und dritter Lesung verabschiedete Anpassung 
bis zu 40 Prozent an die Sätze angesehen werden, die 
sich an dem durchschnittlichen Arbeitsentgelt aller 
Versicherten der Rentenversicherung der Arbeiter und 
Angestellten ohne Auszubildende des vorvergange- 
nen Kalenderjahres orientieren (Drucksache 7/3998, 
S. 130 f.), während die in der Fragestellung genannten 
Vorschriften der Reichsversicherungsordnung zwi- 
schenzeitlich aufgehoben sind. 

Die Bundesregierung muß allerdings auf die Haus- 
haltstage der Länder, die allein die Kosten zu tragen 
haben, Rücksicht nehmen. Sie begrüßt die vom Bun- 
desrat in dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafvollzugsgesetzes - Drucksache 270/88 - 
beschlossene Anhebung des Arbeitsentgelts von 5 auf 
6 Prozent der Bemessungsgrundlage als ersten Schritt 
auf diesem Weg. 


6. Die Bundesregierung beschäftigt sich nach ihrem 
eigenen Vortrag vorrangig mit der „Einbeziehung 
der Gefangenen in die Sozialversicherung" 
(Drucksache 10/1351). 

Welche konkreten Überlegungen und welche 
Schritte zur Umsetzung dieser Pläne sind durch 
die Bundesregierung bis jetzt in die Wege geleitet 
worden, und in welcher Weise gedenkt die Bun- 
desregierung auf die Länder einzuwirken, um ihre 
politischen Intentionen durchzusetzen? 

Die Bundesregierung hat der Einbeziehung der Gefan- 
genen in die gesetzliche Kranken- und Rentenver- 
sicherung die gebotene Aufmerksamkeit gewidmet. 
Dabei konnte sie nicht außer Betracht lassen, daß es 
sich hierbei ausschließlich um eine Frage der Belast- 
barkeit der Länderhaushalte handelt. Initiativen frühe- 
rer Bundesregierungen zur Einbeziehung der Gefan- 
genen in die Kranken- und Rentenversicherung hat der 
Bundesrat aus finanziellen Gründen widersprochen. 
Die in der 10. Wahlperiode abgegebene, in der Frage 
zitierte Äußerung stellt die Sozialversicherung der 


Gefangenen in eine Reihe mit anderen als gegenüber 
einer Verordnung zu Haftraumgrößen vorrangig beur- 
teilten Vorhaben. In der 11. Wahlperiode hat die 
Bundesregierung bisher mit Rücksicht auf die weiter 
andauernde angespannte Lage der Länderhaushalte 
davon abgesehen, erneut einen entsprechenden 
Gesetzentwurf einzubringen. Der Klärungsprozeß im 
Bereich der Länder hat zu einem Gesetzesvorschlag 
des Bundesrates geführt, das Arbeitsentgelt anzuhe- 
ben. Von einer Einbeziehung der Gefangenen in die 
Kranken- und Rentenversicherung ist dagegen abge- 
sehen worden. 

Das Gesetz zur Strukturreform im Gesundheitswesen 
vom 20. Dezember 1988 bezieht die Gefangenen, die in 
einem freien Beschäftigungsverhältnis stehen, jetzt in 
die Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung 
ein. Die Bundesregierung kann derzeit mit Rücksicht 
auf die fortbestehende angespannte Lage der Länder- 
haushalte eine weitere Einbeziehung der Gefangenen 
in die Sozialversicherung nicht in Aussicht stellen. 


7. Hat der Bundesminister der Justiz eine Rechtsver- 
ordnung entworfen und dafür die Zustimmung des 
Bundesrates gesucht, die Näheres über den Luft- 
inhalt, die Lüftung, die Boden- und Fensterfläche 
sowie die Heizung und Einrichtung der Räume 
bestimmt, wie dies § 144 StVollzG vorsieht und die 
der Angleichungsgrundsatz (§ 3) fordert, welchen 
Inhalt hat gegebenenfalls der Rechts Verordnungs- 
entwurf, und welches weitere Verfahren ist beab- 
sichtigt? 

Der Entwurf einer Rechtsverordnung liegt bisher nicht 
vor. Die Bundesregierung sieht den Erlaß der Rechts- 
verordnung nicht als vordringlich an. Die geltenden 
Regelungen stellen eine ausreichende gesetzliche 
Grundlage für die Ausgestaltung der Hafträume dar: 

Das Strafvollzugsgesetz regelt in § 144 Abs. 1, daß die 
Hafträume für den Aufenthalt während der Ruhe- und 
Freizeit sowie Gemeinschafts- und Besuchsräume 
wohnlich oder sonst ihrem Zweck entsprechend auszu- 
gestalten sind. Sie müssen hinreichend Luftinhalt 
haben und für eine gesunde Lebensführung ausrei- 
chend mit Heizung und Lüftung, Boden- und Fenster- 
fläche ausgestattet sein. Diese Regelungen sind von 
den Vollzugsbehörden anzuwenden. 


8. Für wie viele Gefangene stehen in den Bundeslän- 
dern jeweils Einrichtungen für die Entlassung zur 
Verfügung (§147 StVollzG), und hält die Bundes- 
regierung diese Ausstattung für befriedigend? 

Am 31. März 1988 standen insgesamt 10 274 Plätze für 
den offenen Vollzug zur Verfügung. In dieser Zahl sind 
sowohl offene Einrichtungen enthalten, die geschlosse- 
nen Anstalten angegliedert sind, wie auch selbstän- 
dige offene Justizvollzugsanstalten. Ferner werden 
diese Plätze sowohl für die Entlassungsvorbereitung 
wie auch für die sonstige Unterbringung von Gefange- 
nen im offenen Vollzug in Anspruch genommen. § 147 
StVollzG läßt ausdrücklich zu, daß für die Entlassungs- 
vorbereitung sowohl den geschlossenen Anstalten an- 
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gegliederte offene Einrichtungen wie auch selbstän- 
dige offene Anstalten vorgesehen werden. 

In einigen Bundesländern entspricht die Anzahl der 
Haftplätze in offenen Einrichtungen und offenen 
Justizvollzugsanstalten dem Bedarf. In einigen ande- 
ren Ländern reichen jedoch derzeit die vorhandenen 
Plätze in den offenen Einrichtungen und Anstalten 
noch nicht aus, um den vom Strafvollzugsgesetz vor- 
ausgesetzten Bedarf zu erfüllen. 

Im übrigen ist die Vorbereitung der Entlassung in den 
Ländern je nach den gegebenen Verhältnissen unter- 
schiedlich organisiert. Einige Länder haben in einer 
aus Anlaß dieser Anfrage übermittelten Auskunft aus- 
drücklich darauf hingewiesen, daß die notwendigen 
Maßnahmen zur Vorbereitung der Entlassung unab- 
hängig davon durchgeführt werden, ob sich der Gefan- 
gene im offenen oder im geschlossenen Vollzug befin- 
det. Dies gilt insbesondere auch für die Lockerungen 
des Vollzuges und für Urlaub aus der Haft nach § 15 
StVollzG. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzu- 
weisen, daß im Jahre 1987 allein in 107 247 Fällen 
Urlaub zur Vorbereitung der Entlassung nach § 15 
Abs. 3 und 4 StVollzG gewährt wurde. Es ist ferner zu 
berücksichtigen, daß in zahlreichen Fällen der Entlas- 
sung anderer Urlaub oder Lockerungen, namentlich 
Freigang und Ausgang, vorhergehen. 


1.2 Überformung der Gesetzesinhalte durch 
Verwaltungsvorschriften 

Stellungnahme 

Verwaltungsvorschriften dienen der Ausfüllung und 
Konkretisierung des vom Strafvollzugsgesetz gezoge- 
nen Rahmens und der Vereinheitlichung der Vollzugs - 
praxis. Sie können durch die Selbstbindung der Ver- 
waltung auch Ansprüche für die Gefangenen begrün- 
den. Eine Einschränkung von Rechten der Gefangenen 
durch Verwaltungsvorschriften ist dagegen ausge- 
schlossen. Von einer Überformung der Gesetzesinhalte 
durch Verwaltungsvorschriften kann daher keine Rede 
sein. Die im Strafvollzugsgesetz vorgesehene gerichtli- 
che Kontrolle reicht aus, um den Gesetzeswillen zu 
verwirklichen. 


9. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Fraktion DIE GRÜNEN, daß im Hinblick auf die 
Bewahrung der Vollzugseinheitlichkeit in der 
Bundesrepublik Deutschland Tendenzen zu be- 
klagen sind, die über die Einführung von länder- 
spezifischen verwaltungsrechtlichen Bestimmun- 
gen das StVollzG aushöhlen und konterkarieren? 

Der Bundesregierung sind Verwaltungsvorschriften 
der in der Frage bezeichneten Art nicht bekannt. 


10. Welche Schritte wird die Bundesregierung unter- 
nehmen, um die gesetzwidrige Umkehrung des 
Regel-Ausnahme-Verhältnisses aus § 13 StVollzG 
durch die Verwaltungsvorschrift Nr. 4 Abs. 2 zu 
§ 13 auszuschließen? 


11. Welche Schritte wird die Bundesregierung unter- 
nehmen, um die nachträgliche Einführung der ge- 
setzwidrigen 18-Monats-Grenze durch die Ver- 
waltungsvorschrift Nr. 4 Abs. 2a zu § 13 aufzu- 
heben? 

Die bundeseinheitlichen Verwaltungsvorschriften zum 
Strafvollzugsgesetz beruhen auf einer Vereinbarung 
der Landesjustizverwaltungen. Sie stellen Entschei- 
dungshilfen dar, die im Rahmen der gesetzlichen Ziel- 
setzungen und unter Beachtung der allgemeinen 
Rechtsgrundsätze für eine gleichmäßige Ermessens- 
ausübung sorgen sollen. In diesem Sinne sind auch die 
in den Fragen genannten Verwaltungsvorschriften bei 
der Entscheidung über die Gewährung von Urlaub an- 
wendbar. Sie ändern nichts an der Verpflichtung der 
Vollzugsbehörde zur Einzelfallprüfung und -begrün- 
dung und können als bloße Entscheidungshilfen in 
jedem Einzelfall auch widerlegt oder entkräftet wer- 
den. Dies entspricht ständiger Rechtsprechung, die die 
Rechtmäßigkeit der Verwaltungs vor Schriften und ihrer 
Anwendung im Einzelfall in dem in den §§ 109 ff. 
StVollzG geregelten Verfahren überprüft. 


12. Mit Wirkung ab 1. März 1985 lautet in Baden- 
Württemberg die Allgemeine Verfügung bezüg- 
lich der Urlaubsgewährung folgendermaßen: 

„Bei der Entscheidung über Urlaub ist insbeson- 
dere zu berücksichtigen, daß der Gewährung von 
Urlaub in einem frühen Vollzugs Stadium die 
Schwere der Tatschuld des Gefangenen sowie die 
mit der Verhängung einer Freiheitsstrafe verfolg- 
ten Zwecke entgegenstehen können" (AV 
4516-VI/ll; Die Justiz 85, S. 119). 

Welche Schritte wird die Bundesregierung unter- 
nehmen, um zu verhindern, daß entgegen dem 
ausdrücklichen Wortlaut des Strafvollzugsgeset- 
zes in § 2 durch länderspezifische Allgemeine Ver- 
fügungen der Strafzweck der Schuldschwere als 
Entscheidungskriterium für die Urlaubsgewäh- 
rung eingeführt wird? ' 

Wie das Bundesverfassungsgericht mit Beschluß vom 
28. Juni 1983 (BVerfGE 64, 261) entschieden hat, ist es 
verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden, wenn bei 
der Entscheidung über die Urlaubsgewährung unter 
Abwägung mit dem Gedanken der Resozialisierung 
auch die Schuldschwere berücksichtigt wird. Es er- 
scheint angemessen, die Entwicklung der Vollzugs- 
praxis und Rechtsprechung in diesem durch die Ver- 
fassung gegebenen Rahmen zu beobachten. Ein ge- 
setzgeberischer Handlungsbedarf wird derzeit nicht 
angenommen. 

13. Teilt die Bundesregierung die Auffassung des An- 

staltsleiters aus Bruchsal, der die wesentliche Wir- 
kung der aus Behandlungsgründen in das Straf- 
vollzugsgesetz aufgenommenen Lockerungen in 
ihrer disziplinierenden Wirkung sieht, wenn er in 
der Zeitschrift „Der Kriminalist" (1987, 67) 

schreibt: „. . . zu dieser Befriedigung des Strafvoll- 
zugs hat auch, ja vielleicht insbesondere, die Lok- 
kerungspraxis beigetragen. Lockerungen sind das 
Attraktivste, was der Vollzug anzubieten hat"? 

Die Bundesregierung vermag die Auffassung, die Dis- 
ziplinierung der Gefangenen sei die wesentliche Wir- 
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kung der Lockerungen, dem zitierten Aufsatz nicht 
zu entnehmen. Im übrigen wird darauf hingewiesen, 
daß die Lockerungen der Verwirklichung des in 
§ 2 StVollzG geregelten Vollzugszieles und der in § 3 
StVollzG geregelten Gestaltungsgrundsätze dienen. 
Zu der Frage, ob sie darüber hinaus auch eine diszipli- 
nierende Wirkung ausüben, liegen der Bundesregie- 
rung keine empirischen Erkenntnisse vor. 


14. Ist der Bundesregierung bekannt, daß der ab- 
schließend geregelte Disziplinarkatalog des § 103 
StVollzG durch ländereigene Allgemeine Verfü- 
gungen - z.B. Sammlung AV der Justizbehörde 
Hamburg zu § 13 - in unzulässiger Weise erweitert 
wird, und was gedenkt die Bundesregierung ge- 
gebenenfalls dagegen zu tun? 


Die Disziplinarmaßnahmen sind in § 103 StVollzG ab- 
schließend geregelt. Nach Auskunft der Landes- 
justizverwaltungen ist eine Erweiterung des gesetz- 
lichen Kataloges durch allgemeine Verfügungen nicht 
gegeben. Die Justizbehörde Hamburg hat ergänzend 
mitgeteilt, daß ihre mit der Fragestellung offenbar 
gemeinte AV Nr. 24/1976 durch die AV Nr. 19/1987 - 
4516/2 - 29 - zu § 13 StVollzG ersetzt worden ist. Zu 
Maßnahmen im Sinne der Frage besteht daher kein 
Anlaß. 


15. Von den Länderjustizverwaltungen wird eine Ver- 
schärfung des Katalogs der Disziplinarmaßnah- 
men aus § 103 StVollzG „vertraulich" im Strafvoll- 
zugsausschuß der Justizministerkonferenz disku- 
tiert. 

Welche Auffassung vertritt die Bundesregierung 
in diesem Zusammenhang? Hält die Bundesregie- 
rung insbesondere eine Verschärfung des Maß- 
nahmenkataloges des § 103 StVollzG für notwen- 
dig, wenn ja, welche empirischen Ergebnisse der 
Rechtstatsachenforschung können für eine solche 
Verschärfung herangeführt werden und welche 
Bereiche des § 103 StVollzG sollen verschärft wer- 
den? Welche Position vertritt die Bundesregierung 
gegenüber den Bestrebungen der Bundesländer 
Bayern, Berlin, Rheinland-Pfalz und Schleswig- 
Holstein, das Prinzip der Vergeltung (Schuldaus- 
gleich) zu einem Kriterium der Entscheidungen 
über Lockerungen bzw. zu einer Zielsetzung des 
Strafvollzugs insgesamt („Einsicht des Gefange- 
nen in seine Schuld") gesetzlich festzuschreiben? 


Der Bundesrat hat den von den Landesjustizverwaltun- 
gen erarbeiteten Entwurf am 23. September 1988 ver- 
abschiedet - Drucksache 270/88 (Beschluß). Der Ent- 
wurf enthält die in der Frage aufgeführten Änderun- 
gen des Strafvollzugsgesetzes nicht. Die Bundesregie- 
rung sieht die genannten Änderungen ebenfalls nicht 
als notwendig an. 


16. Plant die Bundesregierung gegebenenfalls durch 
eine Gesetzesnovellierung das Strafvollzugsge- 
setz in der Weise zu präzisieren, daß eine Heran- 
ziehung von allgemeinen Strafzwecken für voll- 
zugliche Entscheidungen zukünftig ausgeschlos- 
sen wird? 


Auf die Antwort zu Frage 12 wird verwiesen. 


2. Der Strafvollzug im Sicherheitsstaat: Nicht nur das 
Strafvollzugsgesetz steuert den Strafvollzug 


Stellungnahme 

Die Bundesregierung weist die in der Bezeichnung 
„Sicherheitsstaat" enthaltene Unterstellung zurück. 
Die Gewährleistung des Schutzes der Bevölkerung vor 
Straftaten ist eine staatliche Aufgabe, die von den 
hierzu bestellten Polizeibehörden, Staatsanwaltschaf- 
ten, Gerichten und anderen Stellen wahrgenommen 
wird. Eine wichtige Aufgabe nimmt in diesem Zusam- 
menhang auch der Strafvollzug wahr. Er hat gemäß § 2 
StVollzG den Gefangenen zu befähigen, künftig in 
sozialer Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu 
führen und durch den Vollzug der Freiheitsstrafe die 
Allgemeinheit vor weiteren Straftaten zu schützen. 


2.1 Langstrafenvollzug 

17. Die überproportionale Zunahme langer Freiheits- 
strafen, die nach wie vor anhält, war die wesent- 
liche Ursache für die Überlegung, die der Straf- 
vollzug Ende der 70er und Anfang der 80er Jahre 
erlebt hat. Der zwischenzeitlich erfolgte Rückgang 
in der Strafvollzugsbelegung hat allein mit Verän- 
derungen im Bevölkerungsaufbau zu tun. Die Be- 
legungsabnahme zeigt daher keineswegs eine 
Kriminalpolitik an, die auf eine Zurückdrän gung 
freiheitsentziehender Sanktionen gerichtet ist. 

Welche Konsequenzen beabsichtigt die Bundes- 
regierung aus der Tatsache zu ziehen, daß die 
Bundesrepublik Deutschland mit 92,2 Gefange- 
nen je 100000 Einwohnern eine der höchsten Ge- 
fangenenraten in Europa aufweist? 

18. Sieht die Bundesregierung in den erheblich nie- 
drigeren Haftraten der Nachbarländer wie die 
Niederlande oder Dänemark, Belgien, Frankreich 
und der Schweiz einen Anlaß, durch gesetzgeberi- 
sche Maßnahmen den Gebrauch von Freiheitsent- 
zug einzuschränken? 

Die in der Fragestellung vorausgesetzten Annahmen 
treffen nicht zu. Die Bundesrepublik Deutschland liegt 
jetzt nach einer vergleichenden, auf der Ebene des 
Europarats zum 1. September 1987 vorgenommenen 
Darstellung mit einer Gefangenenzahl von 84,9 Gefan- 
genen je 100 000 Einwohnern hinter fünf europäischen 
Ländern (Großbritannien, Frankreich, Luxemburg, 
Österreich, Türkei) mit höheren Gefangenenraten 
(Prison Information Bulletin, Nr. 10, Dezember 1987, 
Seite 28). 

Der derzeitige Rückgang in der Belegung der Justiz- 
vollzugsanstalten in der Bundesrepublik Deutschland 
läßt sich nicht allein aus Veränderungen des Bevölke- 
rungsaufbaus erklären. Die Geburtenraten gingen erst 
Ende der 60er Jahre zurück, so daß sich die Auswir- 
kungen auf die Belegung der Justizvollzugsanstalten 
erst etwa ab 1986/1987 zeigen können. Der Rückgang 
der Belegungszahlen zeigte sich aber bereits seit etwa 
1982. Es kommt hinzu, daß die Auswirkungen der 
Geburtenrate nicht die volle Höhe des Belegungsrück- 
ganges erklären können. 
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Die Bundesregierung sieht im Freiheitsentzug das 
äußerste Mittel der Strafrechtspflege. 

Die Bundesregierung hat zudem in ihrer Antwort in der 
Drucksache 11/715, S. 5f., auf die Einführung von 
Artikel 13 EGStGB, § 47 StGB und die Streichung von 
§ 48 StGB verwiesen, mit denen eine weitgehende Zu- 
rückdrängung kurzer Freiheitsstrafen bewirkt wurde. 

Darüber hinaus sieht der Entwurf eines Ersten Geset- 
zes zur Änderung des Jugendgerichtsgesetzes vom 
30. November 1988 eine Erweiterung ambulanter 
Maßnahmen und der Strafaussetzung zur Bewährung 
sowie eine Beschränkung der Untersuchungshaft vor. 


19. Beabsichtigt die Bundesregierung, die Vorausset- 
zungen für die Anordnung von Untersuchungshaft 
zu verschärfen? 


Der Bundesminister der Justiz hat einen Entwurf vor- 
gelegt, mit dem er eine Verbesserung des Rechts der 
Untersuchungshaft anstrebt. Eine abschließende Mei- 
nungsbüdung ist innerhalb der Bundesregierung noch 
nicht erfolgt. 


20. Plant die Bundesregierung Strafgesetzänderun- 
gen, durch die der Gebrauch von Freiheitsentzug 
eingeschränkt oder erweitert wird, über die Ein- 
führung von Artikel 13 EGStGB, § 47 StGB und die 
Streichung von § 48 StGB hinaus? 


Der im Bundesministerium der Justiz erarbeitete Ent- 
wurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Jugend- 
gerichtsgesetzes sieht Änderungen im Sinne der 
Fragestellung vor. 

21. Die zweimalige und zuletzt (1981) drastische Aus- 
weitung der Strafrahmen im Zuge der Novellie- 
rung des Betäubungsmittelgesetzes hat zu einem 
dramatischen Anstieg langer Freiheitsstrafen 
gegenüber Drogentätem geführt. 

Mit welchen Maßnahmen beabsichtigt die Bun- 
desregierung der Langstrafenzunahme unter dem 
Einfluß des Betäubungsmittelgesetzes entgegen- 
zuwirken, die beispielsweise den Anteil der zwei- 
bis fünfjährigen Freiheitsstrafen an allen unbe- 
dingten Freiheitsstrafen gegenüber Drogenstraf- 
tätern von 6,3 % im Jahre 1971 (N = 13) auf 35% 
im Jahre 1985 (N = 1 190) hat anwachsen lassen? 

22. Teilt die Bundesregierung in diesem Zusammen- 
hang die Äußerungen des damaligen Bundesfami- 
lienministers Dr. Geißler in seiner Hauspostille: 
„Im Bereich der schweren Rauschgiftkriminalität 
wurden, wie vom Gesetzgeber beabsichtigt, höhe- 
re Strafen verhängt ..." (Informationen des Bun- 
desministers für Jugend, Familie und Gesundheit, 
Nr. 1, 2. Februar 1984, S. 9), und falls ja, werden 
mit diesen „höheren Strafen" nach Auffassung der 
Bundesregierung wirklich die Händler großer 
Mengen Rauschgift belegt oder sind hiervon vor- 
rangig Drogenabhängige betroffen, die zur Finan- 
zierung des eigenen Bedarfs gelegentlich kleinere 
Mengen Drogen veräußern? 

Die Zunahme langer Freiheitsstrafen gegenüber Dro- 
gentätern ist auf die Zunahme schwerer Straftaten im 


Bereich der Drogenkriminalität zurückzuführen. Wäh- 
rend im Jahre 1971 469 Freiheitsstrafen in Betäubungs- 
mittelsachen verhängt wurden, sind im Jahre 1986 
7 148 Freiheitsstrafen verhängt worden. Der Anteil der 
nicht zur Bewährung ausgesetzten Freiheitsstrafen 
stieg von 206 im Jahre 1971 auf 2 904 im Jahre 1986. 

Diese Daten erfassen indessen noch nicht die gesamte 
Betäubungsmittelkriminalität. Betäubungsmittelstraf- 
täter, die zugleich wegen einer Straftat nach dem Straf- 
gesetzbuch verurteilt wurden, werden in der Strafver- 
folgungsstatistik nur als Verurteilte nach der entspre- 
chenden Strafvorschrift des Strafgesetzbuchs geführt. 
Sonderauswertungen der Länder Bayern und Nord- 
rhein-Westfalen haben gezeigt, daß dort die Gesamt- 
zahl der nach dem Betäubungsmittelgesetz Verurteil- 
ten in den letzten Jahren um etwa 8 bis 13 Prozent 
höher lag als die Zahl der in der Strafverfolgungsstati- 
stik als Betäubungsmittelstraftäter ausgewiesenen 
Verurteilten. 

Die wachsende Bedrohung durch den illegalen Ver- 
kehr mit Betäubungsmitteln hat den Gesetzgeber ver- 
anlaßt, durch das Änderungsgesetz vom 22. Dezember 
1971 (BGBL I S. 2092) für besonders schwere Betäu- 
bungsmitteldelikte Freiheitsstrafe von einem Jahr bis 
zu zehn Jahren einzuführen. Darüber hinausgehend 
sieht das ab 1. Januar 1982 geltende Betäubungsmit- 
telgesetz (BGBL I S. 681, 1187) für die Grundtatbe- 
stände Freiheitsstrafe bis zu vier Jahren oder Geld- 
strafe vor, für besonders schwere Fälle Freiheitsstrafe 
nicht unter einem bis zu fünfzehn Jahren und für die 
Verbrechenstatbestände Freiheitsstrafe nicht unter 
zwei Jahren ebenfalls bis zu fünfzehn Jahren. 

Die hierdurch ermöglichte Verhängung langer Frei- 
heitsstrafen trifft in der Hauptsache Täter der mittleren 
oder oberen Händlerebene. Drogenkonsumenten und 
Drogenabhängige, auch wenn sie zur Finanzierung 
des eigenen Bedarfs gelegentlich kleinere Mengen 
Drogen veräußern, werden von diesen höheren Strafen 
nur ausnahmsweise und nur aus besonderen Gründen 
betroffen. Dies geht aus den in der Datenbank BIFOS 
des Bunde sministeriums für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit gesammelten Daten hervor, die mit 
58 919 gerichtlichen Entscheidungen etwa 70 Prozent 
aller von den Gerichten mitgeteilten verfahrensab- 
schließenden Entscheidungen aus der Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1984 bis 31. Dezember 1986 erfaßt. Als größere 
Mengen sind in dieser Statistik bei Heroin über 
20 Gramm, bei Kokain über 50 Gramm und bei 
Haschisch über 500 Gramm gezählt worden. Hierbei ist 
zu berücksichtigen, daß der Straßenpreis von 20 
Gramm Heroin bei uns zur Zeit zwischen 6 000 und 
6500 DM liegt und daß auch bei einem sehr niedrigen 
Wirkstoff gehalt von 10 Prozent dies bereits eine „nicht 
geringe Menge" im Sinne der Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs ist und damit zur Verurteilung in 
einem besonders schweren Fall eines Vergehens oder 
wegen eines Verbrechens führen kann. Drogenabhän- 
gige werden daher zur eigenen Versorgung nur in 
Ausnahmefällen Drogenmengen an der oberen Grenze 
dieses Mengenbereichs besitzen oder damit handeln. 
Deshalb muß auch noch ein gewisser Anteil der Verur- 
teilungen im Bereich der Heroinmenge bis zu 20 
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Gramm in die Kategorie der nicht konsumierenden 
Drogenhändler gerechnet werden. 

Bei den Freiheitsstrafen von mehr als zwei Jahren sind 
danach in folgendem Umfang Händler größerer Men- 
gen Rauschgift erfaßt worden: 

1. Freiheitsstrafen über 2 Jahre (bis 5 Jahre) 

bei Heroin 81,7 % aller Strafen, 

bei Kokain 88,5 % aller Strafen, 

bei Haschisch 85,3 % aller Strafen. 

2. Freiheitsstrafen über 5 Jahre 

bei Heroin 98,3 % aller Strafen, 

bei Kokain 100 % aller Strafen, 

bei Haschisch 91,4 % aller Strafen. 

In den wenigen übrigen Fällen, in denen Strafen über 
2 Jahre bei Delikten mit kleinen Drogenmengen ver- 
hängt wurden, die auch im Besitz von Konsumenten 
üblich sind, führten in der Regel andere erschwerende 
Umstände wie Tatmehrheit, Vorstrafen oder eine be- 
sondere kriminelle Energie bei der Tatbegehung zu 
höheren Freiheitsstrafen. < 

Diese Praxis der Strafverfolgung wird auch durch eine 
Sonderauswertung des Landes Nordrhein-Westfalen 
bestätigt. Hiernach erhielten 15,2 Prozent der Betäu- 
bungsmittelstraftäter, die zugleich gegen Strafbestim- 
mungen des allgemeinen Strafrechts verstoßen - also 
vor allem Beschaffungsdelikte begangen hatten und 
somit drogenabhängig sein dürften und deswegen eine 
Freiheitsstrafe ohne Aussetzung zur Bewährung erhal- 
ten hatten Freiheitsstrafen zwischen 2 und 5 Jahren. 

Die Strafverfolgungsstatistik zeigt weiter, daß die 
Strafverfolgungsbehörden und Gerichte die gesetz- 
lichen Vorschriften zunehmend differenzierter ange- 
wendet haben. So wurden 1972 46,8 Prozent der aus- 
schließlich wegen Betäubungsmitteldelikten verhäng- 
ten Freiheitsstrafen zur Bewährung ausgesetzt, 1986 
jedoch 59,4 Prozent. Hinzu kommt, daß ab Mitte der 
80er Jahre bei einem nicht ganz unbeträchtlichen An- 
teil der nicht zur Bewährung ausgesetzten Freiheits- 
strafen die Vollstreckung nach § 35 BTMG zurückge- 
stellt worden ist. Der Anteil der nicht zu vollstrecken- 
den Freiheitsstrafen hegt bei Betäubungsmitteldelik- 
ten also derzeit deutlich höher als zu Beginn der 70er 
Jahre. 

Damit zeigt sich insgesamt, daß die Überlegungen des 
Gesetzgebers von 1981 sich bestätigt haben, selbst 
betäubungsmittelabhängigen Tätern möglichst den 
Weg in eine Therapie zu ebnen, gegen die mittlere und 
obere Händlerebene aber schärfer vorzugehen. Die 
Bundesregierung wertet dies als einen Erfolg ihrer 
Politik und sieht zu einer Maßnahme, dem entgegen- 
zuwirken, keinen Anlaß. 


23. Auch das Strafvollzugsgesetz selbst steht in der 
Logik einer Politik, die ihre Kurzstrafenkritik in 
den Dienst der Langstrafe gestellt hat. Es pflegt 
das Trugbild von der Machbarkeit der stationären 
Zwangsbehandlung. Im Verein mit den Werbe- 
maßnahmen, die vom Bund wie von den Ländern 
für einen vermeintlich behandlungsfreundlichen 
Strafvollzug betrieben werden, sind Strafrichter 


dazu animiert worden, die angepriesenen Be- 
handlungsangebote durch lange Freiheitsstrafen 
zu nutzen. Im Bereich des erzieherischen beson- 
ders stark motivierten Jugendstrafrechts gibt es 
die Beobachtung, daß nach Neugründungen von 
jeweils als besonders modern und resozialisie- 
rungsfreundlich geltenden Jugendstrafanstalten 
(etwa Heinsberg, Adelsheim, Hameln) diese in 
den Folgejahren überdurchschnittliche Einwei- 
sungsraten aufwiesen. 

Beabsichtigt die Bundesregierung, darauf hinzu- 
wirken, daß die Landesjustizverwaltungen auf 
Werbemaßnahmen für Behandlungsangebote ins- 
besondere nach Anstaltsneugründungen verzich- 
ten, um dem beobachteten Sogeffekt zu ent- 
gehen? 

Die Situationsdarstellung wird von der Bundesregie- 
rung nicht geteüt. 

Die Frage verzeichnet die Strafzumessungspraxis. Die 
Gerichte orientieren sich bei ihrer Urteilsfindung an 
den einschlägigen gesetzlichen Regelungen. Die Infor- 
mation der Öffentlichkeit über neu gebaute Anstalten 
kann nicht mit Werbemaßnahmen gleichgesetzt wer- 
den. 

Die Öffentlichkeitsarbeit der Landesjustizverwaltun- 
gen im Bereich des Strafvollzuges unterhegt im übri- 
gen nicht der Aufsicht und Weisung der Bundesregie- 
rung. 


24. Beabsichtigt die Bundesregierung, die Schließung 
von Strafanstalten in der Folge des Einweisungs- 
rückganges aufgrund der demographischen Ent- 
wicklung bei den Bundesländern anzuregen, um 
einem Sogeffekt oder einem Festhalteeffekt (we- 
niger Reststrafenaussetzungen) bei leerstehenden 
Zellen zu entgehen? 

Der Belegungsrückgang legt eine Schließung von An- 
stalten nicht nahe. Die Justizvollzugsanstalten des 
geschlossenen Vollzuges sämtlicher Bundesländer 
waren am 31. März 1988 insgesamt gesehen zu 88 Pro- 
zent belegt, die Anstalten des offenen Vollzuges zu 57 
Prozent. Die Inanspruchnahme in den einzelnen Län- 
dern ist unterschiedlich: An dem genannten Stichtag 
waren in vier Ländern die geschlossenen Anstalten zu 
über 90 Prozent belegt, in fünf Ländern zu 80 bis 90 
Prozent. In dieser Situation vermag die Bundesregie- 
rung keinen Anlaß zu erkennen, die Schließung von 
Anstalten anzuregen. Es ist eher davon auszugehen, 
daß der Belegungsrückgang die für die im Strafvoll- 
zugsgesetz vorgesehenen Behandlungsmaßnahmen 
notwendige Beweglichkeit in den Anstalten wieder- 
herstellt. Soweit in zwei Ländern an dem vorgenannten 
Stichtag die Haftplätze der geschlossenen Vollzugsan- 
stalten zu 66 bzw. 75 Prozent in Anspruch genommen 
waren, bestätigt dies die in der Fragestellung enthal- 
tene Annahme eines „Sog- oder Festhalteeffekts" 
nicht. In diesen Ländern hält sich die Belegung bereits 
seit Jahren in dieser Höhe, ohne daß die Strafzumes- 
sungspraxis hierin einen Grund gesehen hätte, Frei- 
heitsstrafe häufiger anzuordnen oder längere Strafen 
zu verhängen. 

Die in der Frage nahegelegte Schließung von Anstal- 
ten würde regelmäßig dazu führen, daß Gefangene 
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weiter entfernt von ihren Angehörigen untergebracht 
werden müßten. Dies würde dem Vollzugsziel und der 
Aufgabe widersprechen, den Verkehr des Gefangenen 
mit Personen außerhalb der Anstalt zu fördern. 


25. Nach einer Umfrage des Frankfurter Instituts für 
Sozialarbeit und Sozialpädagogik vom September 
1982 zielten die damals bekannten Neubaupläne 
der Landesjustizverwaltungen auf die Schaffung 
von 10389 Haftplätzen mit einem Gesamtkosten- 
aufwand von 1,9 Mrd. DM. Dabei ersetzen die 
Neubauten nur zum Teil Altanstalten. Entgegen 
der sich bereits abzeichnenden Belegungsrück- 
gänge durch die demographische Entwicklung 
wird offenbar nach wie vor auf Kapazitäts- 
erweiterung des schärfsten Mittels strafrechtlicher 
Sozialkontrolle gesetzt. 

Wie viele dieser Haftplätze wurden inzwischen 
durch Neu- oder Umbauten realisiert, und wie ver- 
teilt sich ihre Zahl auf den geschlossenen und den 
offenen Vollzug? 

Die in der Frage enthaltene Annahme über die Kapazi- 
tätserweiterung strenger strafrechtlicher Maßnahmen 
trifft nicht zu. Die Gesamtzahl der Haftplätze in den 
Justizvollzugsanstalten ist von 1983 bis 1988 um 1 320 
zurückgegangen. Der Rückgang betrifft den geschlos- 
senen Vollzug, der um 2 881 Plätze verringert wurde, 
während in derselben Zeit der offene Vollzug um 1 561 
Plätze zugenommen hat. 

Im übrigen haben die Umbauten und Neubauten nach 
Mitteilungen der Landesjustizverwaltungen veraltete 
Bauten ersetzt, modernen Vollzugsvorstellungen 
namentlich durch Erweiterung der Wohngruppen 
Rechnung getragen und in einzelnen Bundesländern, 
in denen noch immer Überbelegung herrscht, zu einer 
geringfügigen Erweiterung der Kapazität beigetragen. 
Dabei hat die Erweiterung des Angebots an offenen 
Haftplätzen eine bevorzugte Rolle gespielt. Nach den 
Mitteilungen der Länder tragen diese Gesichtspunkte 
auch die in Aussicht genommenen weiteren Baumaß- 
nahmen. 


26. Die Kurzstrafenvermeidungspolitik der Straf- 
rechtsreform von 1969 war begleitet von einer 
Politik, die lange Freiheitsstrafen empfohlen hat. 
Gegenüber der kurzen Freiheitsstrafe wurde sei- 
nerzeit zutreffend vorgetragen, sie sei nutzlos und 
schädlich. Schädlich sei die kurze Freiheitsstrafe 
für den Bestraften und für die Institution Strafvoll- 
zug. Der Täter werde seiner sozialen Bindungen 
beraubt, es drohe kriminelle Ansteckung während 
des Gefängnisaufenthaltes etc. Ferner sei die kur- 
ze Freiheitsstrafe schädlich für den Strafvollzug, 
der unter der hohen Fluktuation, unter Massenbe- 
trieb, ständiger Unruhe etc. zu leiden habe. An 
diese kritische Position gegenüber der kurzen 
Freiheitsstrafe, die zutreffend auf Prisonisierungs- 
und Entsozialisierungseffekte verweist, schloß 
sich in aller Regel ein unumwundenes Votum für 
die lange Freiheitsstrafe an. 

Teilt die Bundesregierung diese Auffassung und 
begrüßt sie dementsprechend den Abbau der kur- 
zen zugunsten der langen Inhaftierungszeiten, 
und wenn nein, welche (gegebenenfalls materiell- 
rechtlichen) Gegenmaßnahmen beabsichtigt die 
Bundesregierung, um dem Langstrafenzuwachs 
entgegenzuwirken? 


Die Bundesregierung teüt nicht die Ansicht, daß der 
Gesetzgeber sich mit der Entscheidung für eine Zu- 
rückdrängung der kurzen Freiheitsstrafe gleichzeitig 
einem Votum für die lange Freiheitsstrafe angeschlos- 
sen habe. 

Lange Freiheitsstrafen werden nach den geltenden 
strafrechtlichen Vorschriften wegen schwerer Straf- 
taten verhängt. Für den Bereich der Rauschgiftkrimi- 
nalität ist dies im einzelnen in der Antwort zu den 
Fragen 22 und 23 empirisch belegt worden. Die Bun- 
desregierung erkennt keine Notwendigkeit, die wegen 
schwerer Straftaten erfolgte Verhängung langer Frei- 
heitsstrafen einzuschränken. 


2.2 Sicherheitsvollzug 

27. In welcher Zahl sind in den einzelnen Bundeslän- 
dern jeweils Zellen oder Zellenkomplexe einge- 
richtet worden, die der Absonderung Gefangener 
von anderen Gefangenen (gemäß § 88 Abs. 2 Nr. 3 
StVollzG) dienen? 

28. Wie viele Gefangene sind im Jahresdurchschnitt 
(bzw. am jährlichen Stichtag der Zählung) abge- 
sondert untergebracht? 

Die gemäß § 88 Abs. 2 Nr. 3 StVollzG zulässige Abson- 
derung besteht in der Trennung des Gefangenen von 
anderen Gefangenen. Der Gefangene kann hierzu in 
einem besonderen Haftraum untergebracht werden. 
Dies ist jedoch nicht gesetzüch vorgeschrieben. 

In den meisten Ländern sind demgemäß in einem 
jeweils mehr oder weniger großen Anteil der Anstalten 
besondere Räume für diese Maßnahme vorgesehen; in 
einem Teil der Anstalten wird die Absonderung jedoch 
in den üblichen Hafträumen vollzogen. Drei Länder 
haben mitgeteilt, daß dort überhaupt keine besonde- 
ren Hafträume für diese Maßnahme vorgesehen sind, 
in einem Land nur in einer der Anstalten. 

Auf der Grundlage der mitgeteilten Angaben ist von 
etwa 180 Hafträumen auszugehen, die für den Vollzug 
einer Maßnahme nach § 88 Abs. 2 Nr. 3 StVollzG 
vorgesehen sind. 

Nach den weiteren Angaben der Landesjustiz Verwal- 
tungen wird von der Maßnahme wenig Gebrauch ge- 
macht. Am 31. März 1988 befanden sich in vier Län- 
dern keine Gefangenen in Absonderung. Von fünf 
Ländern wurde mitgeteilt, daß an bestimmten Stich- 
tagen dort gegen insgesamt 20 Gefangene diese Maß- 
nahme vollzogen werde. Zwei Länder haben keine 
Zahlen übermittelt. 


29. Die Gefängnisse werden als Mittel der dauerhaf- 
ten Ausgrenzung genutzt. So hat die strafrecht- 
liche Verarbeitung politisch motivierter Gewalt- 
taten („Terrorismus") den ersten Bauboom im 
Strafvollzug ausgelöst und den Strafvollzug als 
Hochsicherheitswerkzeug markiert. Da die Zahl 
der politisch motivierten Straftäter im Vollzug bei 
weitem hinter den Erwartungen zurückblieb, wer- 
den die besonders gesicherten Haftplätze inzwi- 
schen auch für die übrigen Gefangenen genutzt. 

Wie viele besonders gesicherte Hafträume sind 
seit 1977 neu eingerichtet worden? 
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30. Wie verteilen sich die besonders gesicherten Haft- 
räume über die Bundesländer? 

31. In welchen Justizvollzugsanstalten bestehen Ab- 
teilungen mit besonders gesicherten Hafträumen 
(sogenannte Hochsicherheitsabteilungen)? 

32. Wie hoch sind die Investitionskosten für die seit 
1977 neu errichteten oder entsprechend ausge- 
statteten besonders gesicherten Hafträume und 
die zugehörigen Sicherungsmittel? 


Die Fragestellung verkennt die mit der sicheren Unter- 
bringung verbundenen Aufgaben der Vollzugsbehör- 
den. Die Justizvollzugsanstalten haben auch zu 
gewährleisten, daß die Gefangenen sich nicht dem 
Vollzug der Freiheitsstrafe entziehen, und sie haben 
auch den von einzelnen Gefangenen ausgehenden Ge- 
fahren namentlich von Gewalttätigkeiten und von 
Selbstverletzungen zu begegnen. 

Zu den hierfür zur Verfügung stehenden Mitteln gehö- 
ren die gemäß § 88 Abs. 2 Nr. 5 StVollzG einzurichten- 
den gesicherten Hafträume ohne gefährdende Gegen- 
stände. Daneben haben die Vollzugsbehörden weitere 
Vorkehrungen zu treffen, um den vorgenannten Auf- 
gaben entsprechen zu können. Die mit dem Aufkom- 
men des Terrorismus einhergehende Bedrohung hat 
zwar zu weiteren Maßnahmen auch baulicher Art der 
Vollzugsbehörden geführt; von einem Bauboom kann 
jedoch nicht die Rede sein. 

Nach den Mitteilungen der Landesjustizverwaltungen 
sind seit 1977 etwa 120 besonders gesicherte Haft- 
räume gemäß § 88 Abs. 2 Nr. 5 StVollzG und etwa 84 
sonstige besonders gesicherte Hafträume eingerichtet 
worden. Die Gesamtzahl dieser Räume dürfte etwas 
höher liegen, da zwei Länder sich außerstande sahen, 
zahlenmäßige Angaben zu übermitteln. 

Die besonders gesicherten Hafträume ohne gefähr- 
dende Gegenstände im Sinne des § 88 Abs. 2 Nr. 5 
StVollzG verteilen sich auf die Bundesländer wie folgt: 


Baden-Württemberg 

Bayern 

Berlin 

Bremen 

Hamburg 

Hessen 

Niedersachsen 
Nordrhein-Westfalen 
Rheinland- Pfalz 
Saarland 

Schleswig-Holstein 


55 Haftplätze 
keine Angaben 
44 Haftplätze 
keine Angaben 
14 Haftplätze 
51 Haftplätze 
keine Angaben 
keine Angaben 
27 Haftplätze 
4 Haftplätze 
6 Haftplätze 


Über sonstige besonders gesicherte Hafträume sind 
nur von Berlin (21 Plätze), Hamburg (68 Plätze), Hes- 
sen (keine), Rheinland-Pfalz (10 Plätze), Saarland 
(4 Plätze), Schleswig- Holstein (2 Plätze) Angaben ge- 
macht worden. Insgesamt befinden sich in sechs Län- 
dern Abteilungen mit besonders gesicherten Haftplät- 
zen, davon in einem Land in zwei Anstalten. Die übri- 
gen fünf Länder (Bayern, Bremen, Hessen, Nordrhein- 
Westfalen und Rheinland-Pfalz) haben mitgeteilt, daß 
sich in ihrem Geschäftsbereich keine Hochsicherheits- 
abteilungen befinden. Nordrhein-Westfalen hat ergän- 
zend mitgeteilt, daß dort vor mehreren Jahren in fünf 


Justizvollzugsanstalten in geringem Umfang verstärkt 
gesicherte Haftplätze und solche Haftbereiche einge- 
richtet wurden, die allgemein für Gefangene bestimmt 
sind, bei denen besondere Sicherheitsvorkehrungen 
geboten sind, etwa um Gefahren einer Geiselnahme 
oder besonderen Flucht- oder Befreiungsrisiken zu be- 
gegnen. 

Die meisten Landesjustizverwaltungen weisen darauf 
hin, daß sich die Kosten der bis zu 10 Jahre zurücklie- 
genden Baumaßnahmen nur mit einem unverhältnis- 
mäßig hohen Verwaltungsaufwand ermitteln lassen. 
Soweit einige Landesjustizverwaltungen gleichwohl 
Zahlen mitgeteilt haben, ergeben sie kein geschlosse- 
nes Bild. Um Mißverständnisse zu vermeiden, wurde 
von einer Wiedergabe abgesehen. 


33. Nach welchem Länderschlüssel werden Gefange- 
ne mit einem erhöhten Sicherungsbedarf auf die 
Bundesländer verteüt? 

34. Gibt es zu diesem Länderschlüssel für Gefangene, 
die wegen politisch motivierter Straftaten verur- 
teilt wurden und einen erhöhten Sicherungsbedarf 
verkörpern, einen gesonderten Verteilungsschlüs- 
sel, und welche Verteilung über die Justizvoll- 
zugsanstalten der Bundesländer ist zur Unterbrin- 
gung dieser Gefangenen vorgesehen? 


Bei der Unterbringung von Gefangenen mit erhöhtem 
Sicherungsbedarf leisten sich die Landesjustizverwal- 
tungen wechselseitig Hilfe; ein allgemeines Vertei- 
lungssystem und ein Länderschlüssel hierfür bestehen 
jedoch nicht. 

Bei Gefangenen aus dem Terrorismusbereich gibt es 
ebenfalls eine wechselseitige Hilfe, um eine Über- 
lastung einzelner Anstalten und Länder zu vermeiden. 
Die Be- bzw. Entlastung orientiert sich in diesen Fällen 
an der durchschnittlichen Belegung. 


35. In welchem Umfang werden Zellen in besonders 
gesicherten Abteilungen einzelner Vollzugsan- 
stalten für Gefangene genutzt, die einen erhöhten 
Sicherungsbedarf darstellen, jedoch nicht wegen 
politisch motivierter Straftaten verurteilt wurden? 


In besonders gesicherten Abteilungen werden nur sol- 
che Gefangene untergebracht, bei denen dies aus 
besonderen Gründen notwendig ist. Ein Teil der 
wegen politisch motivierter Straftaten verurteilten 
Gefangenen ist nicht in besonders gesicherten Abtei- 
lungen untergebracht. Bei anderen Gefangenen be- 
steht in gewissem Umfang ein Bedarf, der zur Unter- 
bringung in besonders gesicherten Abteilungen führen 
kann. Dies hängt jedoch jeweils von den Umständen 
des Einzelfalles ab. 

Eine Landesjustizverwaltung hat darauf hin gewiesen, 
daß sämtliche dort befindlichen Gefangenen aus dem 
Terrorismusbereich nicht in besonders gesicherten 
Abteilungen untergebracht sind. In einem anderen 
Land sind dagegen derzeit die Haftplätze in der beson- 
ders gesicherten Abteilung ausschließlich für diese 
Gefangenen in Anspruch genommen. In anderen Län- 
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dern variiert die Zusammensetzung der in den beson- 
ders gesicherten Abteilungen untergebrachten Gefan- 
genen je nach dem bestehenden Bedarf. Die von eini- 
gen Landesjustizverwaltungen mitgeteilten Zahlen 
lassen sich indessen nicht vergleichen. Mit Rücksicht 
hierauf wird von einer Wiedergabe abgesehen. 


36. In welchen Anstalten wurden aus Sicherheits- 
gründen Trennscheiben in Besuchsräumen instal- 
liert, und werden in den Anstalten, die Trenn- 
scheiben in den Besuchsräumen installiert haben, 
die Besuchsräume auch von Gefangenen genutzt, 
die keinen besonderen Sicherungsbedarf verkör- 
pern? 

Besuchsräume mit Trennscheibe werden nur benutzt, 
wenn ein entsprechender Sicherungsbedarf vorliegt. 
Dies haben die Landesjustizverwaltungen auf Anfrage 
bestätigt. 

Nach den Angaben der Landesjustizverwaltungen ist 
davon auszugehen, daß etwa die Hälfte der 172 Justiz- 
vollzugsanstalten über einen oder mehrere Besuchs- 
räume mit Trennscheibe verfügt. Eine Aufführung die- 
ser Anstalten im einzelnen würde den Rahmen dieser 
Anfrage sprengen. 


2.3 Frauenstrafvollzug 

37. Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Frauen- 
strafvollzug die Ziele des Strafvollzugsgesetzes 
am wenigsten verwirklicht sind? 

Nach statistischen Erhebungen ist die Rückfälligkeit 
nach einer Entlassung aus dem Vollzug der Freiheits- 
strafe bei Frauen geringer als bei Männern. Im übrigen 
unterscheiden sich die Bedingungen des Frauenstraf- 
vollzuges in den Anstalten und auch in den Bundeslän- 
dern voneinander. Am 31. März 1988 befanden sich 
nur in zwei Bundesländern mehr als 180 Frauen im 
Vollzug der Freiheitsstrafe und in drei weiteren 80 bis 
120 Frauen. In den restlichen Ländern ist die Zahl der 
inhaftierten Frauen noch geringer und in einem Land 
befindet sich keine Frau in den Justizvollzugsan- 
stalten. 

Die vom Strafvollzugsgesetz geförderte Fortentwick- 
lung hat demgemäß jeweils verschiedenartige Pro- 
bleme zu lösen und Hindernisse zu überwinden. Dem 
kann ein globaler Vergleich mit den übrigen Einrich- 
tungen des Strafvollzuges nicht gerecht werden. 

Die Bundesregierung beobachtet die Fortentwicklung 
in diesem Bereich. Die besondere Situation der Frauen 
im Strafvollzug ist auch Bestandteil einer vom Bundes- 
ministerium für Jugend, Familie, Frauen und Gesund- 
heit ausgeschriebenen Untersuchung zum Thema 
„Durchgehende soziale Hilfen für straffällige Frauen". 


38. Wie viele Haftplätze stehen für Frauen im offenen 
Vollzug zur Verfügung, hält die Bundesregierung 
diese Zahl für angemessen oder teilt sie die Auf- 
fassung von Frau Dr. Einsele, daß angesichts des 


geringeren Sicherheitsrisikos, das verurteilte 
Frauen darstellen, überwiegend eine Unterbrin- 
gung im offenen Vollzug erfolgen könnte? 

Das Sicherheitsrisiko hängt davon ab, wie stark die 
Risikofaktoren in der jeweiligen konkreten Belegung 
der Anstalten repräsentiert sind. Diese Faktoren kön- 
nen sich in Justizvollzugsanstalten mit großstädti- 
schem Einzugsgebiet anders als in Anstalten mit groß- 
flächigem Einzugsgebiet darstellen, in Anstalten zum 
Vollzug langer Freiheitsstrafen anders als in Anstalten 
für den Kurzstrafenvollzug. Entsprechend wird das 
Sicherheitsrisiko inhaftierter Frauen von den Landes- 
justizverwaltungen unterschiedlich eingeschätzt. 

Von mehreren Landesjustizverwaltungen wird die 
Auffassung, daß das Sicherheitsrisiko der Frauen 
im allgemeinen geringer sei, geteilt. Eine Landes- 
justizverwaltung weist ausdrücklich darauf hin, daß 
dort besondere Sicherheitsprobleme bei inhaftierten 
Frauen nicht bekanntgeworden seien. Eine andere 
Landesjustizverwaltung unterstreicht, daß sich nach 
den dortigen Erfahrungen Sicherheit und Ordnung in 
den Justizvollzugsanstalten für Frauen mit geringerem 
Aufwand und weniger Einschränkungen verwirkli- 
chen lassen, so daß dort die den Sicherheitsbedarf 
betreffenden Regelungen weniger streng als im Män- 
nervollzug gehandhabt werden können. Eine weitere 
Landesjustizverwaltung schränkt ihre Stellungnahme 
allerdings dahin ein, daß sie ausschließlich auf Erfah- 
rungen im Vollzug kurzer Freiheitsstrafen beruhe. 
Wiederum eine andere Landesjustizverwaltung schätzt 
das Sicherheitsrisiko bei Frauen ähnlich dem inhaftier- 
ter Männer ein. 

Zwei Landesjustizverwaltungen weisen jedoch auf 
besondere Sicherheitsprobleme der Justizvollzugsan- 
stalten für Frauen durch den überdurchschnittlich 
hohen Anteil weiblicher Gefangener im Drogen- und 
Terrorismusbereich hin. Diese Auffassung wird von 
einer Landesjustizverwaltung durch den Hinweis un- 
terstützt, daß dort nahezu die Hälfte der inhaftierten 
Frauen von harten Drogen abhängig sei. Einige Lan- 
de sjustizverwaltun gen sehen von einer Stellungnahme 
zum Teil ausdrücklich unter Hinweis auf die dort feh- 
lenden Erfahrungen ab. Insgesamt muß davon ausge- 
gangen werden, daß die der Frage zugrundeliegende 
Annahme einer Konkretisierung bedarf und dann zu 
einer differenzierten Bentwortung führt. Eine pau- 
schale Aussage ist demgegenüber nur von begrenztem 
kriminalpolitischem Wert. 

Die Bundesregierung sieht in der Vorschrift des § 10 
StVollzG einen auch für die Zuweisung inhaftierter 
Frauen in den offenen Vollzug geeigneten Maßstab. 
Nach dieser Regelung sollen Gefangene mit ihrer Zu- 
stimmung in einer Anstalt oder Abteilung des offenen 
Vollzuges untergebracht werden, wenn sie den beson- 
deren Anforderungen des offenen Vollzuges genügen 
und namentlich nicht zu befürchten ist, daß sie sich 
dem Vollzug der Freiheitsstrafe entziehen oder die 
Mögüchkeiten des offenen Vollzuges zu Straftaten 
mißbrauchen werden. Sechs der Landesjustizverwal- 
tungen sehen die in ihrem Geschäftsbereich für Frauen 
ausgewiesenen Plätze im offenen Vollzug als ausrei- 
chend an. Vier der übrigen Länder haben nach dem 
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Stand vom 31. März 1988 keine Plätze für den offenen 
Vollzug für Frauen ausgewiesen; ein Land verfügt 
über gar keine Plätze im Frauenstrafvollzug. Insgesamt 
standen am 31. März 1988 232 offene Haftplätze für 
Frauen zur Verfügung. 


39. Welche Ausbildungs-, Umschulungs- und Arbeits- 
möglichkeiten bestehen im Frauenstrafvollzug? 
Hält die Bundesregierung die an der traditionel- 
len Frauenrolle ausgerichteten Tätigkeiten in 
Wäscherei, Schneiderei, Plätterei, Näherei und 
Gärtnerei für quaüfizierend, um nach Entlassung 
selbständig den Lebensunterhalt zu sichern, und 
welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung 
in Zukunft vor, um gefangenen Frauen durch Nut- 
zung des Arbeitsförderungsgesetzes zu arbeits- 
marktgerechten Berufsausbildungen zu verhel- 
fen? 


Die in der Frage enthaltene Unterstellung wird dem 
weitgespannten Angebot an Bildungsmaßnahmen in 
den Justizvollzugsanstalten für Frauen nicht gerecht. 
Den etwa 1 300 Frauen im Vollzug der Freiheitsstrafe 
und der Jugendstrafe (Stand: 31. März 1988) standen 
mehr als 300 qualifizierte Ausbildungsplätze zur Ver- 
fügung. Diese Plätze sind im einzelnen in der Ver- 
öffentlichung der Bundesanstalt für Arbeit „Bildungs- 
maßnahmen in Justizvollzugsanstalten, Einrichtungen 
zu beruflichen Bildung, EBB 1988" auf geführt. Die 
Landesjustizverwaltungen haben darüber hinaus wei- 
tere Vorhaben mitgeteilt, die in diesem Verzeichnis 
nicht aufgeführt sind. 

Insgesamt umfaßt das Bildungsangebot 

Kurse zur Erlangung der Fachoberschulreife, der 
Fachschulreife, des Handelsschulabschlusses, des 
Realschulabschlusses und des Hauptschulab- 
schlusses, 

Berufsausbildungen zur Gärtnerin, Schlosserin, 
Damenschneiderin, Bekleidungsnäherin/-fertige- 
rin, Tischlerin, Malerin, Lackiererin, Bürogehilfin, 
Friseurin, Textilreinigerin und Stenokontoristin 
sowie 

berufliche Weiterbildung in kaufmännischen 
Grundkursen, in elektronischer Datenverarbeitung, 
in Grundlehrgängen zur Phonotypistin, in Schreib- 
maschinenkursen, in Grundlehrgängen zum Textil- 
reinigungshelfer und in Umschulungskursen für das 
Hotel- und Gaststättengewerbe. 

Diese Bildungsmaßnahmen werden ergänzt durch wei- 
tere Kurse, z.B. durch Analphabetenunterricht, Eng- 
lischunterricht, Deutsch für Ausländer und andere 
Vollzeitunterrichtsveranstaltungen, die ebenfalls an 
die Stelle der Arbeit treten. 

Ein Teil der Bildungsangebote steht zugleich gefange- 
nen Frauen im Vollzug der Untersuchungshaft zur Ver- 
fügung oder wird als gemeinsame Bildungsmaßnahme 
für gefangene Frauen und Männer durchgeführt. 


40. Wie beurteilt die Bundesregierung vor dem Hin- 
tergrund unterschiedlicher Altersgrenzen für 
Männer und Frauen hinsichtlich des Altersruhe- 


gelds (§ 1248 RVO) die Tatsache, daß § 41 
StVollzG unterschiedslos eine Arbeitspflicht bis 
zum 65. Lebensjahr vorsieht? 

§41 StVollzG knüpft die Arbeitspflicht in erster Linie 
an die körperlichen Fähigkeiten und an den körper- 
lichen Zustand des Gefangenen überhaupt. 

Am 31. März 1987 befanden sich 27 Frauen im Alter 
von 60 bis 65 Jahren im Vollzug der Freiheitsstrafe. 
Nach Mitteilung der Landesjustizverwaltungen ermög- 
licht das Kriterium der individuellen Arbeitsfähigkeit 
eine befriedigende Regelung ihres Arbeitseinsatzes. 

Im übrigen gehen die Regelungen über die Altersgren- 
zen in der Rentenversicherung vorrangig von völlig 
anderen Kriterien aus als dem der individuellen Ar- 
beitsfähigkeit. 


41. Welche Einrichtungen und Regelungen bestehen, 
um für Mütter die Aufrechterhaltung der Bezie- 
hung zu ihren Kindern zu gewährleisten? Ist der 
Bundesregierung bekannt, daß Mutter-Kind- Sta- 
tionen in Gefängnissen durch Stigmatisierungs- 
und Prisonierungseffekte die Kinder langfristig 
schädigen können? Teilt die Bundesregierung die 
Auffassung, daß durch bundeseinheitliche Rege- 
lungen über Haftunterbrechung (bei Kindern bis 
zu sechs Jahren) und Haushaltsfreigang (bei 
schulpflichtigen Kindern) insbesondere für allein- 
erziehende Mütter Folgeschäden der Haft auf die 
Entwicklung der Kinder verhindert werden kön- 
nen, und wird die Bundesregierung in dieser Hin- 
sicht tätig werden? 

Zur Aufrechterhaltung der Beziehungen straffälliger 
Mütter zu ihren Kindern kommen in erster Linie die 
Verhängung anderer als freiheitsentziehender Sank- 
tionen, die Strafaussetzung zur Bewährung, Strafauf- 
schub und Strafunterbrechung sowie im Vollzug der 
Freiheitsstrafe selbst Haushaltsfreigang und die Unter- 
bringung des Kindes in der Anstalt seiner Mutter in 
Betracht. 

Nach dem geltenden Recht der Strafzumessung ge- 
langt nur ein kleiner Teil der straffälligen Frauen in 
den Bereich vollstreckbarer Freiheitsstrafen. Ihnen 
kann gemäß § 456 StPO bis zu vier Monaten Strafauf- 
schub gewährt werden, wenn durch die sofortige Voll- 
streckung der Freiheitsstrafe der Verurteilten oder 
ihrer Familie erhebliche außerhalb des Strafzwecks 
liegende Nachteile erwachsen würden. Je nach den 
Umständen des Einzelfalles kann auch ein Vollstrek- 
kungsaufschub oder eine Vollstreckungsunterbre- 
chung im Gnadenwege in Betracht kommen. 

Neben den für alle Gefangenen geltenden Regelungen 
über Ausgang und Urlaub, Besuche und Schriftwech- 
sel kann im Vollzug der Freiheitsstrafe einer Gefange- 
nen auch zur Besorgung ihres Haushalts gemäß § 11 
Abs. 1 Nr. 1 StVollzG regelmäßige Beschäftigung 
außerhalb der Anstalt gestattet werden. Gemäß § 80 
StVollzG kommt bei Kindern im vor schulpflichtigen 
Alter auch eine Unterbringung in der Anstalt der Mut- 
ter in Betracht. Zur Zeit gibt es sechs Mutter-Kind- 
Einrichtungen in Berlin, Lübeck, Vechta, Frankfurt, 
Aichach, Schwäbisch- Gmünd. In Frankfurt und Berlin 
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können Kinder bis zur Erreichung der Schulpflicht auf- 
genommen werden, in den anderen Einrichtungen be- 
steht eine Altersgrenze von drei Jahren. Die gesetz- 
lichen Vorschriften tragen Sorge dafür, daß die Unter- 
bringung das Kind nicht schädigt. Die Unterbringung 
selbst ist nach der vorgenannten gesetzlichen Vor- 
schrift nur zulässig, wenn sie dem Wohle des Kindes 
entspricht. Hierzu ist das Jugendamt zu hören. Ferner 
untersteht die Unterbringung des Kindes der Heimauf- 
sicht nach dem Jugendwohlfahrtsgesetz. Die in der 
Fragestellung unterstellten Schädigungen der Kinder 
sind bislang nicht festgestellt worden. Nach dem 
Ergebnis einer vierjährigen empirischen Studie des 
Frankfurter Instituts für Sozialarbeit und Sozialpäd- 
agogik zur Entwicklung von Kindern in den Mutter- 
Kind- Einrichtungen Frankfurt-Preungesheim und 
Schwäbisch-Gmünd aus dem Jahre 1988 waren die 
Kinder weder in ihrer kognitiven noch sozialen Ent- 
wicklung beeinträchtigt. Hinweise auf emotionale Auf- 
fälligkeiten im Einzelfall während des Aufenthalts in 
der Justizvollzugsanstalt lagen zwar vor, generell 
konnten jedoch dauerhafte emotionale Verunsicherun- 
gen der Kinder nicht nachgewiesen werden. 


2.4 Lebenslange Freiheitsstrafe 

42. In wie vielen Fällen wurde seit Inkrafttreten von 
§ 57 a StGB die Vollstreckung des Restes einer 
lebenslangen Freiheitsstrafe zur Bewährung aus- 
gesetzt, und wie verteilen sich die Aussetzungs- 
entscheidungen auf die einzelnen Jahre? 

43. Welche Verbüßungszeiten lagen den einzelnen 
Entscheidungen zum Zeitpunkt der Reststrafen- 
aussetzung zugrunde? 

44. In wie vielen Fällen wurden Anträge von zu 
lebenslanger Freiheitsstrafe Verurteilten auf Aus- 
setzung des Strafrestes zur Bewährung abgelehnt? 

45. Wie oft wurde bei der Ablehnung eines Antrages 
auf Aussetzung eines Strafrestes bei lebenslanger 
Freiheitsstrafe 

— auf nicht ausreichende Mindestbestrafungs- 
zeiten, 

— auf den Grund gemäß § 57 a Abs. 1 Nr. 2 StGB 
zurückgegriffen, d.h. die „besondere Schwere 
der Schuld des Verurteilten", 

— auf Gründe gemäß § 57 a Abs. 1 Nr. 3 
zurückgegriffen? 


Seit dem Inkrafttreten des § 57 a StGB am 1. Mai 1982 
bis Ende 1987 sind 240 lebenslange Freiheitsstrafen 
zur Bewährung ausgesetzt worden: 


Jahr 

Anzahl der Straf* 

1982 

43 

1983 

58 

1984 

33 

1985 

25 

1986 

32 

1987 

49 


Die Zahlen für 1982 und 1983 beruhen auf Erhebungen 
der Vollzugsanstalten über die Entlassungen; die Zah- 
len für 1984 bis 1987 auf den Tabellen 1.3 der Ver- 
öffentlichungen des Statistischen Bundesamtes Wies- 


baden, Fachserie 10, Rechtspflege, Reihe 4, Strafvoll- 
zug 1984, 1985, 1986 und 1987. 


Einzelheiten der Entscheidungen über die Aussetzung 
der lebenslangen Freiheitsstrafe sind für die Zeit vom 
1. Mai 1982 bis 30. April 1983 in einem Bericht über die 
Auswirkungen des 20. Strafrechtsänderungsgesetzes 
erhoben worden. Danach sind die in diesem Zeitraum 
ergangenen zu einer Bewährungsentlassung führen- 
den Entscheidungen nach folgenden Vollzugszeiten 
ergangen: 


Weniger als 16 Jahre 

16- 17 Jahre 

17- 18 Jahre 

18- 20 Jahre 
20-22 Jahre 
22-25 Jahre 
mehr als 25 Jahre 


7 Entlassungen 

5 Entlassungen 

6 Entlassungen 
15 Entlassungen 

5 Entlassungen 

3 Entlassungen 

4 Entlassungen. 


In dem damaligen Zeitraum ist in 147 Fällen die 
bedingte Entlassung abgelehnt worden. Die Ableh- 
nung der Strafaussetzung erfolgte wegen besonderer 
Schwere der Schuld in 68 Fällen, wegen ungünstiger 
Sozialprognose in 47 Fällen und wegen fehlender Ein- 
willigung in 32 Fällen. Soweit die Gerichte ihre Ent- 
scheidungen gleichzeitig auf mehrere Ablehnungs- 
gründe gestützt haben, ist jeweils nur ein Ablehnungs- 
grund berücksichtigt worden, und zwar in der Rang- 
folge der fehlenden Einwilligung, der besonderen 
Schuldschwere und der ungünstigen Sozialprognose. 
Dabei war vor allem die Erwägung maßgebend, daß 
insbesondere die Feststellungen zur ungünstigen 
Sozialprognose beim Vorliegen anderer Ablehnungs- 
gründe häufig nur sehr überschlägig getroffen worden 
sind. Ablehnungen wegen nicht ausreichender Min- 
destvollzugszeit sind damals nicht gezählt worden. 
Neuere umfassende Zahlen liegen der Bundesregie- 
rung nicht vor. Einige Landesjustizverwaltungen 
haben zwar auf Anfrage weitere Daten übermittelt, die 
jedoch kein geschlossenes Bild ergeben. Angesichts 
des erheblichen Verwaltungsaufwandes, der mit einer 
vollständigen Erhebung der Daten verbunden wäre, 
sahen sich mehrere Landesjustizverwaltungen außer- 
stande, das erbetene Zahlenmaterial zu erheben. 

Die in der vorstehenden Aufstellung für die Zeit vom 
1. Mai 1982 bis 30. April 1983 enthaltene Häufung der 
Entlassungen nach Vollzugszeiten von 18 bis 20 Jahren 
müssen im Zusammenhang mit der Einführung des 
§ 57 a StGB gesehen werden. Die von einigen Landes- 
justizverwaltungen übermittelten Zahlen lassen für die 
späteren Jahre eine Zunahme der Entlassungen nach 
kürzeren Vollzugszeiten erkennen. 


46. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die 
in den Bundesländern höchst unterschiedlichen 
Mindestverbüßungszeiten zu vereinheitlichen, die 
als Voraussetzung für die Gewährung von Locke- 
rungen bei zu lebenslanger Freiheitsstrafe verur- 
teilten Gefangenen fungieren (Teilnahme von 
Lebenslänglichen an Gruppenwanderungen in 
Baden- Württemberg nach dreiein viertel Jahren; 
in Hessen Ausführung von Lebenslänglichen erst 
nach zehn Jahren Verbüßungszeit)? 
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Für die Gewährung von Vollzugslockerungen wird in 
Nummer 14 Abs. 1 Satz 3 der bundeseinheitlichen Ver- 
waltungsvorschriften der Landesjustizverwaltungen zu 
§ 11 StVollzG auf die für den Urlaub im Vollzug der 
lebenslangen Freiheitsstrafe geltende gesetzliche Frist 
des § 13 Abs. 3 StVollzG zurückgegriffen. Lockerun- 
gen im Vollzug der lebenslangen Freiheitsstrafe sollen 
danach in der Regel nur unter den Voraussetzungen 
des § 13 Abs. 3 StVollzG, also wie der Urlaub aus der 
Flaft nach einer Vollzugsdauer von 10 Jahren oder 
nach einer Überweisung in den offenen Vollzug 
gewährt werden. Bei dieser Regelung handelt es sich 
wie bei ähnlichen anderen Verwaltungsvorschriften 
um Entscheidungshilfen, die Abweichungen zulassen. 
Entsprechend gilt auch im Bereich einer Landesjustiz- 
verwaltung eine Allgemeinverfügung, die vorsieht, 
daß mit der Ausführung der zu lebenslangen Freiheits- 
strafen Verurteüten bereits nach neun Jahren Strafvoll- 
zug zur Vorbereitung auf weitergehendere yollzugs- 
lockerungen begonnen werden soll. Darüber hinaus 
bestehen nach Auskunft der Landesjustizverwaltun- 
gen keine weiteren Regelungen über Mindestver- 
büßungszeiten als Voraussetzung für die Gewährung 
von Lockerungen. 

Alle diese Regelungen entbinden die Vollzugsbehör- 
den nicht davon, sämtliche relevanten Umstände bei 
der Entscheidung des Einzelfalles zu berücksichtigen. 
Das Justizministerium Baden-Württemberg weist auf 
die Praxis hin, zur Gegensteuerung gegen schädliche 
Folgen des Langstrafenvollzuges Vollzugslockerungen 
mit einem geringeren Freiheitsgrad zu einem früheren 
Zeitpunkt zu gewähren. In diesem Zusammenhang 
müßten auch die in der Frage angeführten Gruppen- 
wanderungen gesehen werden. Der Hessische Mini- 
ster der Justiz hat bereits im März 1988 in einem 
schriftlichen Bericht - Landtags-Drucksache Nr. 12/ 
0702 - die dortige Praxis dargestellt. Danach sind dort 
bereits Ausführungen in Einzelfällen nach drei, vier 
oder fünf Jahren gewährt worden, Urlaub in Einzelfäl- 
len bereits nach acht und neun Jahren. 

Die Bundesregierung erwartet von weiteren Ver- 
einheitlichungen keine Förderung. Es kommt darauf 
an, im Rahmen des in § 7 StVollzG geregelten Voll- 
zugsplanes in der Praxis die für den einzelnen Gefan- 
genen geeigneten Lockerungen zu finden. 


47. Welche Verbüßungszeiten lagen der Gewährung 
des ersten Urlaubs aus der Strafhaft bei Lebens- 
länglichen in den einzelnen Bundesländern in den 
Jahren 1980, 1983 und 1986 durchschnittlich zu- 
grunde? 

Nach § 13 Abs. 3 StVollzG kann ein zu lebenslanger 
Freiheitsstrafe verurteilter Gefangener beurlaubt wer- 
den, wenn er sich einschließlich einer vorhergehenden 
Untersuchungshaft oder einer anderen Freiheitsentzie- 
hung 10 Jahre im Vollzug befunden hat oder wenn er 
in den offenen Vollzug überwiesen ist. Bei der Ent- 
scheidung sind auch hier sämtliche relevanten Um- 
stände des Einzelfalles zu beachten. Nach den Mittei- 
lungen der Landesjustiz Verwaltungen ist die Dauer der 
Vollzugszeiten vor Gewährung des ersten Urlaubs in 


den Einzelfällen erwartungsgemäß weit gespannt. Die 
mitgeteilten Zahlen reichen von einer Mindestvoll- 
zugsdauer von 9 Jahren bis zu 21 Jahren. In dieser 
Spanne kommt die Verschiedenheit der Einzelfallver- 
hältnisse deutlich zum Ausdruck. Demgegenüber ha- 
ben Durchschnittswerte in diesem Zusammenhang 
weniger Aussagekraft. 

Soweit die Länder solche Zahlen übermittelt haben 
oder sie sich auf Grund der mitgeteilten Zahlen be- 
rechnen lassen, bewegten sich die Durchschnittswerte 
zwischen 12 bis zu 17 Jahren mit einem Schwerpunkt 
bei 15 Jahren. Drei Länder haben mitgeteilt, daß dort 
die gewünschten Daten mit einem vertretbaren Ver- 
waltungsaufwand nicht ermittelt werden können. 

48. Gemäß dem Urteil des BVerfG vom 21. Juni 1977 
(BVerfGE 45, S. 1987) gebietet es Artikel 1 GG, 
daß dem zu lebenslanger Freiheitsstrafe Verurteil- 
ten die Chance erhalten wird, die Freiheit wieder 
zu erlangen, mit der einzigen Ausnahme, daß er 
weiterhin eine Gefahr für die Allgemeinheit dar- 
stellt. 

Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
demnach die Aussetzungsentscheidung nur an die 
Sozialprognose, nicht aber an das hier system- 
widrige Kriterium der Schuldschwere gebunden 
sein darf, und wenn nein, mit welchen Gründen 
rechtfertigt die Bundesregierung die gegenteilige 
Auffassung? 

Die Bundesregierung teilt die in der Fragestellung zum 
Ausdruck gekommene Auffassung nicht. 

Die Vollstreckung des Restes einer lebenslangen Frei- 
heitsstrafe wird gemäß § 57 a Abs. 1 Nr. 2 StGB unter 
anderem nur zur Bewährung ausgesetzt, wenn nicht 
die besondere Schwere der Schuld des Verurteilten 
die weitere Vollstreckung gebietet. Diese Regelung 
ist vom Bundesverfassungsgericht ausdrücklich für 
verfassungsrechtlich unbedenklich erklärt worden 
(BVerfGE 64, 271). 

49. In u.g. Entscheidung hat das BVerfG zwar festge- 
s teilt, daß die lebenslange Freiheitsstrafe unter 
Umständen wegen der Schwere der Schuld auch 
ein Leben lang vollstreckt werden könne, gleich- 
zeitig aber dem Gesetzgeber uneingeschränkt den 
Weg offengehalten, sie abzuschaffen. Ein Ver- 
gleich mit Staaten des westlichen Auslandes zeigt, 
daß dort „lebenslänglich" erheblich kürzer ist als 
hier. So hatten in Großbritannien von 1962 bis 
1972 87% aller entlassenen Mörder weniger als 
zehn Jahre verbüßt, während in der Bundesrepu- 
blik Deutschland von 703 Lebenslangen, die bis 
Mitte 73 nicht mehr im Vollzug waren, 126 in der 
Haft gestorben, die übrigen nach im Durchschnitt 
17,8 bis 20 Jahren entlassen worden waren. Unter- 
suchungen kommen zu dem Ergebnis, daß der 
Vollzug von Freiheitsstrafe über den Zeitraum von 
15, maximal 20 Jahren hinaus nur noch persön- 
lichkeitzerstörende Wirkungen entfaltet und ein 
selbständiges und sinnvolles Leben in Freiheit 
nach der Entlassung verhindert. 

Beabsichtigt die Bundesregierung, auch längerfri- 
stig an der lebenslangen Freiheitsstrafe festzuhal- 
ten, und plant sie gesetzgeberische Maßnahmen 
zur Abmilderung deren Vollzuges? 

Eine Änderung der Vorschriften über die lebenslange 
Freiheitsstrafe ist nicht geplant. Die Bundesregierung 
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verweist auf ihren Bericht zur Beurteilung des straf- 
rechtlichen Sanktionensystems - Drucksache 10/5828, 
S. 2f. 


50. Hält die Bundesregierung an ihrer 1986 geäußer- 
ten Auffassung fest, eine Reform der Sicherungs- 
verwahrung sei nicht erforderlich (vgl. Antwort 
auf eine Kleine Anfrage zur Sicherungsverwah- 
rung der Fraktion DIE GRÜNEN, Drucksache 10/ 
6285), obwohl diese Maßregel nach Auffassung 
der Fraktion DIE GRÜNEN nur noch geringe 
praktische Bedeutung (SV-Inhaftierte 1965: 1430; 
1986: 230), aber inhumane Konsequenzen hat, die 
den Folgen der lebenslangen Freiheitsstrafe 
gleichkommen, und welche Änderungen „in De- 
tails" (vgl. o. g. Antwort der Bundesregierung) 
etwa in Zusammenhang mit einer Novellierung 
der Vorschriften über die Führungsaufsicht erar- 
beitet die Bundesregierung zur Zeit? 

Die Bundesregierung hält eine Reform der Sicherungs- 
verwahrung nicht für erforderlich. In ihrer Antwort auf 
die Kleine Anfrage der Fraktion DIE GRÜNEN in der 
Drucksache 10/6285 ist ausführlich zu der Maßregel 
der Sicherungsverwahrung Stellung genommen wor- 
den. Dem ist derzeit nichts mehr hinzuzufügen. 

Über die Ausgestaltung der Vorschriften betreffend die 
Führungsaufsicht ist der Meinungsaustausch mit den 
Landesjustizverwaltungen noch nicht abgeschlossen. 


2.5 AIDS-infizierte Strafgefangene 

51. Gemäß den in Hessen auf freiwilliger Basis durch- 
geführten Reihenuntersuchungen (Untersu- 
chungsquote: 90%) beträgt der Anteil der HIV- 
positiven Gefangenen an den untersuchten Ge- 
fangenen seit Anfang 1986 etwa 2,5%. Damit ist 
für die Bundesrepublik Deutschland (ca. 60000 
Gefangene) von etwa 1 500 HlV-positiven Gefan- 
genen auszugehen (Herbst 1986). 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in einigen 
Anstalten (so in der JVA Fulda) Gefangene im Zu- 
gang bis zu 35 Tage abgesondert werden, um 
unter anderem das Ergebnis des AIDS-Tests abzu- 
warten, obgleich bei normalen sozialen Kontakten 
keine Ansteckungsgefahr besteht und bei AIDS 
oft erst Monate nach der Infizierung Antikörper 
nachweisbar sind, und was gedenkt die Bundes- 
regierung gegen Absonderungsmaßnahmen zu 
tun, die zum Zweck von Eingangsuntersuchungen 
vorgenommen werden? 

52. Ist der Bundesregierung bekannt, daß Gefangene, 
die sich freiwilligen Testverfahren zur Ermittlung 
von HlV-Positiven nicht unterziehen (z.B. in der 
JVA Kassel), mit Maßnahmen wie Einzelunter- 
bringung, Verweigerung von Umschluß oder der 
Drohung, mit AIDS-Infizierten zusammengelegt 
zu werden, massiv unter Druck gesetzt werden, 
und wie steht die Bundesregierung zu derartigen 
Druckmitteln, mit denen die Bereitschaft zu einem 
„freiwilligen" AIDS-Test erwirkt werden soll? 

53. Welche Länderregelungen über die Unterbrin- 
gung von AIDS- Virusträgern im Strafvollzug sind 
der Bundesregierung bekannt, und in welchen 
Regelungen wird die Einzelunterbringung von 
AIDS-Infizierten angeordnet? Ist in den entspre- 
chenden Länder-Erlassen die gemeinsame Unter- 
bringung mit anderen HlV-positiven Gefangenen 
gestattet, von welchen Bedingungen ist sie gege- 
benenfalls abhängig, und wird der Umschluß HIV- 
positiver Gefangener mit nichtinfizierten Gefan- 


genen gestattet und gegebenenfalls unter wel- 
chen Voraussetzungen? 

54. Plant die Bundesregierung den Erlaß bundesein- 
heitlicher Vorschriften zur Regelung der Unter- 
bringung HlV-positiver Gefangener im Strafvoll- 
zug, um die Gleichbehandlung dieser Gefange- 
nengruppe zu gewährleisten, und welchen Inhalt 
hat der gegebenenfalls vorbereitete Erlaß? 


Die Fragen beruhen auf unrichtigen Annahmen oder 
unrichtigen Verallgemeinerungen. 

Der Anteil HlV-positiver Gefangener an der Gesamt- 
belegung ist in den Bundesländern unterschiedlich 
hoch. Däs Bayerische Staatsministerium der Justiz 
weist z. B. darauf hin, daß dort bereits seit längerer Zeit 
nur Anteile von jeweils 1,1 % festgestellt wurden. Die 
in der Frage vorgenommene Hochrechnung ist deshalb 
unrichtig. 

Das hessische Justizministerium weist darauf hin, daß 
in den hessischen Justizvollzugsanstalten Absonde- 
rungsmaßnahmen zum Zwecke von Eingangsuntersu- 
chungen nicht getroffen werden. Im Rahmen der Zu- 
gangsuntersuchung wird nach Belehrung auf freiwilli- 
ger Basis eine Blutuntersuchung auf HIV-Antikörper 
durchgeführt. Diese Zugangsuntersuchung ist späte- 
stens bis zum 3. Tag des Aufenthalts des Gefangenen 
in der Vollzugsanstalt vorzunehmen. Nur im Frühjahr 
1987 seien in der Justizvollzugsanstalt Fulda auf An- 
ordnung eines nebenamtlichen Anstaltsarztes diese 
Blutuntersuchungen erst nach etwa 3 Wochen nach 
Aufnahme des Gefangenen in der Anstalt durchge- 
führt worden. Nachdem dies dem Hessischen Ministe- 
rium der Justiz zur Kenntnis gelangt sei, seien die 
erforderlichen Maßnahmen im Wege der Dienstauf- 
sicht getroffen worden. Wie das hessische Justizmini- 
sterium weiter mitteilt, bezieht sich die Erwähnung der 
Justizvollzugsanstalt Kassel auf einen Einzelfall im 
September 1985. Damals sei einem nicht untersuchten 
Gefangenen ein „Umschluß" zu einem anderen Gefan- 
genen an einem Wochenende versagt worden. 

Die in Frage 52 unterstellte Anwendung von „Druck- 
mitteln" verkennt offenbar die Vorschriften des Straf- 
vollzugsgesetzes über die Unterbringung der Gefange- 
nen. Die Einzelunterbringung während der Nachtzeit 
kann nicht als Druckmittel aufgefaßt werden, da nach 
§ 18 StVollzG dies die regelmäßige Form der Unter- 
bringung ist. Wenn bei der gegebenen Überbelegung 
in einigen Anstalten HlV-infizierte Gefangene oder 
Gefangene von Risiko gruppen, die sich nicht unter- 
suchen lassen wollen, vorzugsweise zur Nachtzeit in 
Einzelhafträumen untergebracht werden, so ist dies 
nicht zu beanstanden. Einige Landesjustizverwaltun- 
gen weisen ausdrücklich darauf hin, daß die genann- 
ten „Druckmittel" dort weder praktiziert noch ange- 
droht werden. Im übrigen können die Landesjustizver- 
waltungen nur dann den Vorwürfen nachgehen, wenn 
Einzelheiten hierüber mitgeteilt werden. 

Eine Umfrage bei den Landesjustizverwaltungen hat 
allgemein zur Frage der Unterbringung von HlV-infi- 
zierten Gefangenen folgendes ergeben: Zur Ruhezeit 
werden HlV-infizierte Gefangene grundsätzlich in Ein- 
zelhafträumen untergebracht. § 18 StVollzG schreibt 
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dies von Ausnahmen abgesehen für sämtliche Gefan- 
gene vor. In acht Bundesländern sind demgemäß Ver- 
waltungsvorschriften erlassen worden, die grundsätz- 
lich die Unterbringung dieser Gefangenen in Einzel- 
hafträumen vorsehen. Einige Länder lassen Ausnah- 
men meistens mit Zustimmung der gemeinschaftlich 
unterzubringenden Mitgefangenen, oft auch des An- 
staltsleiters oder Anstaltsarztes zu. Drei Länder haben 
keine ausdrücklichen Vorschriften erlassen. 

Hinsichtlich der Unterbringung während der Arbeits- 
zeit und Freizeit geht das Strafvollzugsgesetz gemäß 
§ 17 davon aus, daß Gefangene grundsätzlich gemein- 
sam arbeiten und ihre Freizeit mit anderen Gefange- 
nen gemeinsam verbringen können. Die Ausnahmen 
hiervon sind allgemein in § 17 Abs. 3, für besondere 
Sicherungsmaßnahmen in den §§ 88 ff., für Disziplinar- 
maßnahmen in den §§ 103 ff. sowie in den Übergangs- 
vorschriften des § 201 Nr. 2 StVollzG geregelt. Für die 
zu Beginn des Vollzuges vorzunehmende Behand- 
lungsuntersuchung nach § 6 StVollzG läßt § 17 Abs. 3 
Nr. 2 StVollzG zu, daß die gemeinschaftliche Unter- 
bringung während der Arbeits- und Freizeit bis zu zwei 
Monaten eingeschränkt wird. Einige Landesjustizver- 
waltungen u. a. auch das hessische Justizministerium 
haben darauf hingewiesen, daß dort Absonderungs- 
maßnahmen zum Zweck der Eingangsuntersuchung 
nicht getroffen werden. 

Entsprechend dieser Vorschriften ist die gemeinsame 
Unterbringung während der Arbeitszeit und Freizeit 
für HlV-infizierte Gefangene in keinem Bundesland 
durch Verwaltungsvorschriften eingeschränkt. Vier 
Bundesländer schreiben lediglich vor, HlV-infizierte 
Gefangene nicht im Lebensmittel- oder Versorgungs- 
bereich der Anstalt, an bestimmten Arbeitsplätzen mit 
der Gefahr stark blutender Verletzungen oder als Fri- 
seure einzusetzen. Zwei Landesjustizverwaltungen 
haben mitgeteilt, daß in den dort geltenden Verwal- 
tungsvorschriften vorgesehen ist, die Teilnahme HIV- 
infizierter Gefangener an Gemeinschaftsveranstaltun- 
gen namentlich am Sport zu fördern und auf eine 
Eingliederung in diesem Bereich hinzuwirken. 

Unter Umschluß wird gewöhnlich die Unterbringung 
von zwei oder mehreren Gefangenen in einem Haft- 
raum für eineil begrenzten Zeitraum während der Frei- 
zeit eines Tages verstanden. Diese Art der Unterbrin- 
gung dient dazu, nicht notwendige Trennung der Ge- 
fangenen untereinander zu vermeiden, wenn für die 
Freizeit keine Gemeinschaftsräume oder andere Mög- 
lichkeiten der gemeinsamen Unterbringung zur Ver- 
fügung stehen. Besondere Regelungen für den 
Umschluß HlV-infizierter Gefangener bestehen nur in 
fünf Bundesländern. Diese Verwaltungsvorschriften 
machen den Umschluß gewöhnlich von der Zustim- 
mung der beteiligten, nicht infizierten Gefangenen, 
manchmal auch von der Zustimmung des Anstaltslei- 
ters oder des Anstaltsarztes abhängig. 

Die vorhandenen Vorschriften reichen aus. Die Bun- 
desregierung beabsichtigt nicht, für diesen Bereich 
Vorschriften zu erlassen. 

Darüber hinaus ist im Auftrag des Bundesministeriums 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit im Rah- 


men des Gesamtkonzepts der Bundesregierung zur 
AIDS -Bekämpfung 1988 das Projekt „AIDS und Justiz- 
vollzug" angelaufen. 

Im Rahmen des neuen Projekts soll ein Konzept ziel- 
gruppengerechter Aufklärung, Beratung und Betreu- 
ung, insbesondere auch für junge Strafgefangene und 
Angehörige von Hauptbetroffenengruppen, entwickelt 
und erprobt werden. 

Erarbeitet werden sollen in erster Linie den Problemen 
im Justizvollzug angemessene Formen und Inhalte von 
Aufklärung, Beratung und Betreuung für erwachsene 
Männer und Frauen sowie für Jugendliche. 

Weiterhin sollen spezielle Hilfsangebote z.B. für HIV- 
positive Gefangene für die Zeit nach der Entlassung 
entwickelt werden und ein Konzept der Zusammen- 
arbeit zwischen der Justiz Vollzugsanstalt, dem 
Gesundheitsamt, ggf. dem Krankenhaus, der Drogen- 
beratungsstelle, Selbsthilfegruppen sowie den Mitar- 
beitern anderer Modellprojekte des Bundesministe- 
riums für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
erarbeitet werden. 

Darüber hinaus ist beabsichtigt, auf die besondere Pro- 
blematik abgestellte Fortbildungsveranstaltungen für 
Bedienstete der Justizvollzugsanstalten zu entwickeln 
und zu erproben. 

Das Projekt läuft in Zusammenarbeit mit dem Senator 
für Justiz und Verfassung Bremen und dem nieder- 
sächsischen Justizminister. 


55. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
gesonderte Unterbringung in besonders gesicher- 
ten und vom übrigen Strafvollzug abgesonderten 
Hafträumen von Drogenstraftätem, AIDS-infizier- 
ten Gefangenen und von Gefangenen mit beson- 
derem Sicherungsbedarf einer Wiedereinführung 
der Zuchthausstrafe gleichkommt, also auf diese 
Weise eine qualifizierte Form der Freiheitsstrafe 
auf dem Verwaltungswege eingeführt wird? 

Der in der Frage unterstellte Sachverhalt trifft nach den 
Mitteilungen der Landesjustizverwaltungen nicht zu. 

Im einzelnen wird auf die Antworten zu den Fragen 27 
bis 36, 51 bis 54 und 60 verwiesen. 


56. Die Justizminister und -Senatoren haben auf ihrer 
Konferenz vom 16. bis 18. September 1987 in 
Mainz einstimmig beschlossen, daß AIDS -Infek- 
tionen im Strafvollzug grundsätzlich keine Veran- 
lassung geben, Haftunterbrechung zu gewähren. 
Lediglich Gnadenerweise werden in Einzelfällen 
in Erwägung gezogen. 

Teilt die Bundesregierung in diesem Zusammen- 
hang die Auffassung der Fraktion DIE GRÜNEN, 
daß das der Vollstreckungsbehörde in § 455 StPO 
eingeräumte Ermessen, Gefangene, die an AIDS 
erkrankt sind, vorübergehend aus der Haft zu ent- 
lassen, dahin gehend eingeschränkt werden muß, 
daß an AIDS erkrankte Gefangene angesichts der 
ohnehin geringen Heilungschancen und der be- 
sonderen krankheitsfördernden körperlichen und 
seelischen Belastungen des Strafvollzuges zwin- 
gend zu entlassen sind? 
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57. Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, in denen 
Gefangene wegen einer AIDS-Infektion nach 
§ 455 StPO oder aber im Gnadenwege vorüber- 
gehend oder endgültig entlassen worden sind? 

Auf ihrer 57. Konferenz vom 16. bis 18. September 1986 
haben die Justizminister und -Senatoren des Bundes 
und der Länder folgenden Beschluß gefaßt: 

„Die Justizminister und -Senatoren haben die Aus- 
wirkungen der AIDS-Infektion auf Entscheidungen 
im Rahmen der Strafvollstreckung erörtert. Sie sind 
der Auffassung, daß die AIDS-Infektion in den er- 
sten Stadien grundsätzlich keine Veranlassung gibt, 
Strafgefangene aus der Haft zu entlassen oder Ver- 
urteilte von Haft zu verschonen. Wenn die Infektion 
zu einem irreversiblen Krankheitsstadium geführt 
hat, ist zu prüfen, ob die Strafvollstreckung wegen 
Vollzugsuntauglichkeit nach § 455 Strafprozeßord- 
nung aufzuschieben oder zu unterbrechen ist. Für 
darüber hinausgehende Gnadenerweise kommt es 
- wie bei anderen lebensbedrohenden Er- 
krankungen auch — auf die Umstände des Einzelfal- 
les an. " 

Die Bundesregierung teilt die in diesem Beschluß zum 
Ausdruck gekommene Auffassung. 

Eine Umfrage bei den Landesjustizverwaltungen hatte 
zur Frage der Entlassung folgendes Ergebnis: 

Eine Landesjustizverwaltung hat mitgeteilt, daß dort 
drei an Aids erkrankte Gefangene im Gnadenwege 
entlassen wurden, nach Mitteilung einer anderen Lan- 
desjustizverwaltung sind dort aus demselben Grunde 
zwei Gefangene gemäß § 455 StPO wegen Haftun- 
tauglichkeit entlassen worden. In einem anderen Land 
ist es bisher nicht zu diesen Maßnahmen gekommen. 

Von den acht anderen Landesjustizverwaltungen 
wurde mitgeteilt, daß dort keine oder keine umfassen- 
den Erkenntnisse zu den gestellten Fragen vorliegen 
und daß eine Erhebung wegen des damit verbundenen 
Aufwandes nicht zu vertreten sei. Die von diesen Län- 
dern mitgeteilten Zahlen lassen erkennen, daß auch 
dort in Einzelfällen auf der Grundlage des § 455 StPO 
oder im Gnadenwege Gefangene vorübergehend oder 
endgültig entlassen werden, die Zahlen vermitteln 
jedoch kein abschließendes Bild. 


2,6 Drogengebrauch im Strafvollzug 

58, Fast jeder zehnte Strafgefangene verbüßt heute 
eine Freiheitsstrafe aufgrund des Betäubungsmit- 
telgesetzes (N = 3 961, 1985). Dabei ist die vermut- 
lich sehr viel größere Zahl derer gar nicht berück- 
sichtigt, die wegen anderer Straftaten zu Frei- 
heitsstrafe verurteilt worden sind, die jedoch als 
Begleitkriminalität zu gelten haben. Aus offiziel- 
len Quellen weiß man ferner, daß beispielsweise 
im hessischen Strafvollzug etwa jeder vierte 
männliche Erwachsene, jeder dritte männliche Ju- 
gendliche und fast jede zweite Inhaftierte mit Dro- 
genproblemen behaftet ist oder damit zu tun hatte 
(vgl. Landtags-Drucksache 10/1137, 28). 

Wie hoch ist nach den Kenntnissen der Bundes- 
regierung die Zahl der Drogenabhängigen und 
der gelegentlichen Drogengebraucher im Straf- 
vollzug? 


Zum Stichtag 31. März 1987 befanden sich insgesamt 
3 334 Gefangene wegen einer Straftat nach dem 
BTMG im Vollzug (Quelle: Statistisches Bundesamt, 
Fachserie 10, Rechtspflege, Reihe 4, Strafvollzug 1987; 
S. 32). Dies entspricht einem prozentualen Anteil von 
etwa 7,85 Prozent. 

Über die Zahl der Drogenabhängigen sind nur von 
einigen Ländern Schätzungen übermittelt worden. 
Zum Stichtag 31. März 1988 entsprach sie in Hessen 
den in der Fragestellung zitierten Zahlen, in Berlin 
betrug sie etwa 13,45 Prozent. In Rheinland-Pfalz belief 
sich der Anteil Drogenabhängiger bzw. -gefährdeter 
am 15. Februar 1988 auf ca. 18,88 Prozent, in Nord- 
rhein-Westfalen waren am 31. Dezember 1987 11,6 
Prozent der Gefangenen als drogenabhängig erkannt. 
Von den übrigen Ländern sind wegen des damit ver- 
bundenen erheblichen Verwaltungsaufwandes keine 
Erhebungen angestellt worden. 

Hinsichtlich der gelegentlichen Drogengebraucher im 
Strafvollzug liegen nach Auskunft der Landesjustizver- 
waltungen keine Zahlen vor. 


59. Welche Erkenntnisse liegen vor über den Drogen- 
gebrauch, durch Gefangene, die vor der Haft keine 
Drogen genommen haben? 


Die Landesjustizverwaltungen haben auf eine entspre- 
chende Anfrage hin mitgeteilt, daß hierzu keine Er- 
kenntnisse vorliegen. 


60. Die dem Gefangenen durch das Strafvollzugsge- 
setz gewährten Rechte werden bei ihrer Anwen- 
dung auf drogenabängige Gefangene weiter ge- 
schmälert (s. hierzu die Sonderregelungen für 
Außenkontakte in den Verwaltungsvorschriften 
zum Strafvollzugsgesetz). Es wurde eine Binnen- 
differenzierung im Strafvollzug geschaffen, die 
isolierte Bereiche für drogenabhängige Gefange- 
ne vorsieht. Die Isolierung der drogenabhängigen 
Gefangenen von der Häftlingsgemeinschaft muß 
unter menschenrechtlichen Aspekten als proble- 
matisch erscheinen. 

In welchen Justizvollzugsanstalten bestehen Son- 
derabteilungen zur gesonderten Unterbringung 
drogenabhängiger Gefangener, und wie hoch ist 
die Zahl der in Sonderabteilungen untergebrach- 
ten drogenabhängigen Gefangenen? 

Die Frage geht von unrichtigen Voraussetzungen aus. 
Die Verwaltungsvorschriften zum Strafvollzugsgesetz 
können die im Gesetz vorgesehenen Rechte der Gefan- 
genen nicht einschränken. Die zu den gesetzlichen 
Vorschriften über Besuche, Schriftwechsel und Paket- 
empfang (§§ 23 bis 34 StVollzG) erlassenen bundesein- 
heitlichen Verwaltungs Vorschriften enthalten keine 
besonderen Regelungen für drogenabhängige Gefan- 
gene. Soweit die Verwaltungsvorschriften über die 
Verlegung in den offenen Vollzug sowie die Gewäh- 
rung von Lockerungen und von Urlaub besondere 
Regelungen für drogenabhängige Gefangene vor- 
sehen, können sie das im Strafvollzugsgesetz grundge- 
legte Recht auf fehlerfreie Ausübung des Ermessens 
nicht einschränken. Wie bereits in der Antwort auf die 
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Fragen 10 und 11 ausgeführt, handelt es sich bei die- 
sen Regelungen um Entscheidungshilfen für die Voll- 
zugsbehörden, die eine umfassende Einzelfallprüfung 
nicht erübrigen. Daß bei der Entscheidung über die 
Verlegung in den offenen Vollzug oder über die Ge- 
währung von Lockerungen oder Urlaub die Drogen- 
abhängigkeit eines Gefangenen berücksichtigt wer- 
den muß, ist sachgemäß und nicht zu beanstanden. 

Eine Unterbringung drogenabhängiger Gefangener in 
besonderen Bereichen ist nur in drei Ländern vorge- 
sehen. Nach Mitteilung des Justizministeriums Baden- 
Württemberg ist im Vollzugskrankenhaus Hohenas- 
perg und in der Außenstelle Crailsheim der sozial- 
therapeutischen Anstalt Baden-Württemberg je eine 
Abteilung eingerichtet, in denen drogenabhängigen 
Gefangenen eine Langzeittherapie angeboten wird. 
Beide Einrichtungen verfügten über je 30 Haftplätze. 
Die Senats Verwaltung für Justiz in Berlin hat mit geteilt, 
daß dort für behandlungswillige Drogenabhängige in 
der Justizvollzugsanstalt Tegel, in der Jugendstrafan- 
stalt und der Justizvollzugsanstalt für Frauen in jeweils 
getrennten Einrichtungen insgesamt 90 Haftplätze für 
behandlungs willige Drogenabhängige zur Verfügung 
stehen. Diese Plätze seien am 31. März 1988 von insge- 
samt 54 Gefangenen in Anspruch genommen worden. 
Im übrigen würden dort nur in der Justizvollzugsan- 
stalt für Frauen Drogenabhängige von anderen Gefan- 
genen getrennt, wobei es sich durchschnittlich um 
etwa 20 Strafgefangene Frauen handele. Das nieder- 
sächsische Justizministerium hat mitgeteilt, daß dort 
eine Isolierung drogenabhängiger Gefangener nicht 
erfolgt. Die Jugendanstalt Hameln verfüge über eine 
Drogenabteilung, die im Rahmen eines sozialtherapeu- 
tischen Konzepts Gefangene auf freiwilliger Basis be- 
treue. 

Das hessische Justizministerium hat mitgeteilt, daß 
dort in der Justizvollzugsanstalt für Frauen in Frankfurt 
seit 1977 eine zielgerichtete Behandlungsarbeit mit 
drogenabhängigen weiblichen Gefangenen in einer 
besonderen Drogenstation mit 20 Haftplätzen erfolg- 
reich praktiziert worden sei. Nachdem das BTMG bei 
drogenabhängigen Straftätern den Vorrang einer 
Therapie in freien Behandlungseinrichtungen vor der 
Vollstreckung von Strafen verankert habe und in den 
letzten Jahren in ständig steigendem Umfang therapie- 
bereite Drogenabhängige aus dem Strafvollzug dorthin 
vermittelt worden seien, sei im hessischen Justizvoll- 
zug - anstelle von therapeutischer Arbeit mit Drogen- 
abhängigen - die Motivierungsarbeit durch externe 
Drogenarbeit verstärkt worden. Derzeit beständen im 
hessischen Justizvollzug keine Sonderabteilungen der 
in der Frage ansprochenen Art mehr. Die übrigen Lan- 
desjustizverwaltungen haben auf Anfrage mitgeteilt, 
daß eine gesonderte Unterbringung drogenabhängiger 
Gefangener dort ebenfalls nicht stattfindet. 


61. Welche Mengen welcher Rauschmittel werden 
jährlich im Strafvollzug bei Razzien beziehungs- 
weise Durchsuchungen entdeckt? 

Sichergestellte Rauschmittel werden nach Auskunft 
der Landesjustizverwaltungen nur zum Teil statistisch 
erfaßt. 


In Baden-Württemberg belief sich die Menge sicherge- 
stellten Haschischs auf 583,1 g im Jahre 1985, 703 g 

1986 und 589,6 g 1987. In Berlin wurden in den vergan- 
genen Jahren jeweils mehrere 100 g Haschisch gefun- 
den; dies gilt auch für Hamburg in den Jahren 1986 
und 1987. 1984 wurden dort 31 g und 1985 50 g 
Haschisch sichergestellt. In Hessen sind von 1984 bis 

1987 148 Fälle sichergestellten Haschischs überwie- 
gend in geringen Mengen bekannt, die Höchstmengen 
betrugen 100 g, 56,5 g, 56 g, 39 g, 19 g und 18 g. 

1985 wurden in Baden- Württemberg 1 g Heroin, 1986 
2 g und 1987 0,5 g gefunden. In Berlin entdeckte man 
in den vergangenen Jahren jeweüs nur wenige Gramm 
Heroin, in Hamburg wurden 1985 2 Briefchen ohne 
Gewichtsangabe, 1986 2 /io g Heroin gefunden, aus dem 
Jahre 1987 sind 2 Fälle ohne nähere Mengenangabe 
bekannt. In Hessen wurde von 1984 bis 1987 Heroin in 
24 Fällen, davon 15mal in größeren Mengen sicherge- 
stellt. 

Zusätzlich wurde im genannten Zeitraum in Hessen 
Kokain in 14 Fällen auf gefunden, davon 12mal in 
geringer Menge, lmal 234 g und lmal 200 g, außerdem 
LSD und Marihuana in geringer Menge sowie lmal 
900 g Haschisch-Opium-Mischung. 

Weitere Angaben sind von den Landesjustizverwaltun- 
gen nicht gemacht worden. 


62. Beabsichtigt die Bundesregierung dem Beispiel 
Nordrhein- Westfalens zu folgen und im Strafvoll- 
zug Polamidon (Methadon) heroinabhängigen 
Strafgefangenen auszuhändigen, um diese von 
illegaler Beschaffung unabhängig zu machen und 
eine Therapie vorzubereiten? 

Die in der Frage vorausgesetzte Befugnis steht nach 
der verfassungsmäßigen Ordnung der Bundesrepublik 
Deutschland weder der Bundesregierung noch den 
Bundesbehörden zu. Das Justizministerium des Landes 
Nordrhein-Westfalen hat auf Anfrage mitgeteilt, daß 
das Programm der Landesregierung zur medikamen- 
tengestützten Rehabilitation ausschließlich auf Abhän- 
gige zielt, die sich in Freiheit befinden. Es sei dort nicht 
beabsichtigt, heroinabhängigen Strafgefangenen im 
Strafvollzug Polamidon (Methadon) zu verabreichen. 
Die übrigen Landesjustizverwaltungen haben - soweit 
zu dieser Frage Stellungnahmen vorhegen - ebenfalls 
mitgeteilt, daß es dort nicht beabsichtigt sei, Gefange- 
nen Polamidon (Methadon) zu verabreichen. 


63. In welchem Umfang werden Medikamente, die zu 
den Psychopharmaka gerechnet werden, im Straf- 
vollzug von Ärzten an Gefangene jährlich verab- 
reicht (Zeitraum: 1977 bis 1986), und wie viele 
Strafgefangene wurden im genannten Zeitraum 
jährlich mit Neuroleptika behandelt? 

64. Wie hoch hegt unter den Gefangenen, die Neuro- 
leptika erhalten haben, der Anteil 

— der Erstbehandlung mit Neuroleptika bei Ein- 
verständnis der Strafgefangenen, 

— der Dauermedikation mit Neuroleptika bei 
Einverständnis der Strafgefangenen, 
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— der einmaligen Zwangsbehandlung mit 
Neuroleptika, 

— der mehrmaligen Zwangsbehandlung mit 
Neuroleptika, 

— der Dauerbehandlung mit Neuroleptika ohne 
Einverständnis der betroffenen Strafgefan- 
genen? 

65. Welche Anlässe lagen der zwangsweisen Behand- 
lung von Gefangenen mit Neuroleptika zugrunde 
(insbesondere Hungerstreik, Selbstmord verdacht 
bzw. Selbstmordgefährdung oder gewalttätiges 
Verhalten gegenüber Personen oder Sachen)? 

66. In wie vielen Fällen erfolgte die Verordnung der 
Neuroleptika durch Fachärzte der Psychiatrie und 
in wie vielen Fällen durch andere Ärzte? 

Psychopharmaka und Neuroleptika dienen der ärzt- 
lichen Behandlung erkrankter Gefangener. Nach § 56 
Abs. 1 StVollzG haben die Justizvollzugsanstalten für 
die Gesundheit der Gefangenen zu sorgen. Die für die 
Gesundheitsfürsorge im einzelnen geltenden gesetz- 
lichen Regelungen sind weitgehend denen der Lei- 
stungen der gesetzlichen Krankenversicherung ange- 
glichen. Die Anordnung der zur Behandlung erforder- 
lichen Medikamente obliegt dem Arzt. 

Die gewünschten Daten über Umfang, Anlaß und 
Dauer der Medikation sowie die Qualifikation der be- 
handelnden Ärzte lassen für sich allein keine Bewer- 
tung der Praxis zu. Die Verhältnisse und entsprechend 
die Aufgaben sind in den einzelnen Bundesländern un- 
terschiedlich gestaltet. Landesjustizverwaltungen mit 
eigenen psychiatrischen Krankenhäusern oder eige- 
nem psychiatrischen Dienst werden andere Zahlen 
vorweisen können als diejenigen Justizverwaltungen, 
bei denen die psychiatrische Behandlung der Gefange- 
nen Einrichtungen und Diensten außerhalb der Justiz- 
verwaltungen überlassen ist. Hinzu kommt, daß die 
Vielzahl möglicher Behandlungskonstellationen nur in 
beschränktem Umfang und dann auch nur mit erheb- 
lichem Aufwand einer umfassenden, zu sinnvollen Er- 
gebnissen führenden Erhebung zugänglich ist. Über 
die im einzelnen angewendeten Medikamente wird 
keine bundeseinheitliche Statistik geführt. Auch den 
Landesjustizverwaltungen stehen nur ausnahmsweise 
Daten hierüber zur Verfügung. Die Landesjustizver- 
waltungen haben in ihren Antworten darauf hingewie- 
sen, daß eine besondere Erhebung zu einem unverhält- 
nismäßig hohen Aufwand führen würde. Aus den vor- 
genannten Gründen erscheint eine solche Erhebung zu 
den gestellten Fragen auch nicht sinnvoll. 

Zum Umfang der verabreichten Psychopharmaka und 
Neuroleptika haben sich drei Landesjustizverwaltun- 
gen (Bayern, Berlin und Niedersachsen) außerstande 
gesehen, Informationen zu übermitteln. Einige Länder 
(Bremen, Hamburg, Hessen, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz) haben mitgeteilt, daß eine Behand- 
lung mit Psychopharmaka oder Neuroleptika nur in 
wenigen Fällen, in Ausnahmefällen oder nur sparsam 
und gezielt im Einsatz erfolgt. Vom Justizministerium 
des Saarlandes wurde geschätzt, daß in den dortigen 
Justizvollzugsanstalten jährlich in etwa 80 Fällen 
Neuroleptika verordnet werden. 

Zur Anwendung von Neuroleptika als Erstbehandlung 
oder Dauermedikation wurde eine Schätzung vom 


Justizministerium des Saarlandes übermittelt: Danach 
findet dort jährlich in etwa 60 Fällen eine Erstbehand- 
lung und in 20 Fällen eine Dauermedikation mit 
Neuroleptika jeweils im Einverständnis des Gefange- 
nen statt. Sechs Länder (Bremen, Hamburg, Hessen, 
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland) 
haben ferner mitgeteüt, daß dort Neuroleptika nicht 
zwangsweise verabreicht würden. Das Justizministe- 
rium Baden- Württemberg schätzt, daß dort jährlich in 
etwa 19 Fällen unter der Voraussetzung des § 101 
StVollzG Neuroleptika verabreicht werden. Von einer 
Landesjustizverwaltung wird darauf hkigewiesen, daß 
Patienten, deren Krankheitszustand die freie Willens- 
büdung ausschließe, nicht zwangsbehandelt, sondern 
im Sinne des Handelns ohne Auftrag behandelt 
würden. 

Hinsichtlich der Anlässe zur Behandlung mit Neuro- 
leptika weist das niedersächsische Justizministerium 
ausdrücklich darauf hin, daß nur bei medizinischer 
Diagnose Neuroleptika zwangsweise verabreicht und 
daß Hungerstreik, Suizidgefahr und gewalttätiges Ver- 
halten nicht als medizinische Indikation in diesem 
Sinne aufgefaßt würden. Das Justizministerium Baden- 
Württemberg unterstreicht, daß in den dortigen Justiz- 
vollzugsanstalten bei der Behandlung von psychisch 
auffälligen Gefangenen das therapeutische Gespräch 
im Vordergrund stehe und nur soweit dies für eine 
Krisenintervention nicht ausreiche und deshalb wei- 
tere ärztliche Maßnahmen angezeigt seien, dazu auch 
- je nach klinischer Sympthomatik - eine Psycho- 
pharmakatherapie gehören könne. Neuroleptika wür- 
den insoweit bei akuten Erregungszuständen, die 
durch eine Psychose motiviert seien oder aber den 
Ausdruck einer psychogenen Reaktion darstellten, ver- 
abreicht. Thymoleptika würden bei akuter Suizidalität 
eingesetzt. Das Bayerische Staatsministerium der 
Justiz hat in der Antwort auf eine schriftliche Anfrage 
vom 13. März 1987 mitgeteilt, daß in der Justizvoll- 
zugsanstalt Straubing Psychopharmaka bei endogenen 
und exogenen Psychosen sowie bei Selbstmordgefahr 
eingesetzt werden (Bayerischer Landtag, Drucksache 
11/1877). Eine weitere Landesjustiz Verwaltung (Ham- 
burg) weist darauf hin, daß dort der Hauptanteil der 
mit Neuroleptika Behandelten diejenigen Gefangenen 
ausmachen, die in einer psychiatrischen Klinik vorher 
stationär behandelt worden seien und mit einem Wei- 
terbehandlungskonzept in die Anstalt zurückkehrten. 
Die im psychiatrischen Krankenhaus eingeleitete 
medikamentöse Therapie würde im Rahmen der 
psychiatrischen Nachsorge in der Regel im Zentral- 
krankenhaus oder in der Anstalt abgebaut und been- 
det. Eine weitere Landesjustizverwaltung (Bremen) 
betont die Praxis, die Problematik vor der Verschrei- 
bung ausführlich mit dem behandelten Gefangenen 
zu erörtern. Drei andere Landesjustiz Verwaltungen 
(Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig- 
Holstein) berichten über die Verabreichung bei alko- 
holischen Entzugserscheinungen und über die Not- 
wendigkeit, bei Transporten in ein Krankenhaus zum 
Teil nach vorhergehender nervenärztlicher Konsulta- 
tion Neuroleptika zu verabreichen. Das Justizministe- 
rium des Saarlandes schätzt, daß dort von den jährlich 
etwa 80 mit Neuroleptika behandelten Gefangenen 10 
wegen psychischer Erkrankungen, 10 wegen zelebra- 
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ler Krampfleiden, 10 wegen akuter Drogen- und 50 
wegen akuter Alkoholentzugssyndrome mit Neurolep- 
tika behandelt werden. 

Die Verordnung von Neuroleptika hat nach den 
Regeln der ärztlichen Kunst zu erfolgen. Ob die Ver- 
ordnung von einem Facharzt für Psychiatrie oder 
einem anderen Arzt angeordnet wird, hängt nicht sel- 
ten von der Art der Erkrankung und der gegebenen 
Situation ab. Namentlich in Notlagen wird nicht immer 
ein Facharzt für Psychiatrie zuzuziehen sein. In den 
Berichten der Landesjustizverwaltungen ist darauf hin- 
gewiesen worden, daß grundsätzlich jeder Arzt befugt 
ist, eine solche Therapie durchzuführen. Die Landes- 
justizverwaltungen, die über eigene stationäre psy- 
chiatrische Behandlungsmöglichkeiten verfügen, ha- 
ben mitgeteilt, daß die Anordnung und Durchführung 
der Psychopharmatherapie in den Vollzugskranken- 
häusern ausnahmslos durch Ärzte der Psychiatrie 
erfolge (Baden-Württemberg, Hamburg), ebenfalls daß 
Dauerverordnungen durch Fachärzte der Psychiatrie 
erteilt würden (Berlin, Niedersachsen). Diejenigen 
Landesjustizverwaltungen, die über die verhältnismä- 
ßig seltene Verordnung von Neuroleptika außerhalb 
psychiatrischer Krankenhäuser berichten, teilen mit, 
daß die Verschreibung durch Fachärzte für Psychiatrie 
oder andere Ärzte namentlich Anstaltsärzte erfolge 
(Bremen, Hessen). Das Justizministerium Rheinland- 
Pfalz teilt ergänzend mit, daß dort die Anstaltsärzte 
grundsätzlich keine Neuroleptika anwenden, daß 
jedoch die Verordnung durch konsilliarisch beigezo- 
gene Fachärzte für Psychiatrie erfolgt. Das Justizmini- 
sterium Nordrhein-Westfalen weist ausdrücklich auf 
vorhergehende nervenärztliche Konsultationen hin. 
Nach einer Schätzung des Justizministeriums des Saar- 
landes würden dort jährlich in etwa 30 Fällen Neuro- 
leptika durch Fachärzte für Psychiatrie und in etwa 50 
Fällen durch den Anstaltsarzt angeordnet. 


3. Verzicht auf Resozialisierungsmaßnahmen als 
Eingeständnis in das Scheitern des Behand- 
lung svollzug es? 


Stellungnahme 

Die in der Überschrift enthaltene Unterstellung wird in 
den Stellungnahmen der Landesjustizverwaltungen 
zurückgewiesen. Auch der Bundesregierung ist ein 
Verzicht auf Resozialisierungsmaßnahmen nicht be- 
kannt. Daß die Fortentwicklung des Strafvollzuges 
nicht in dem bei den Gesetzgebungsarbeiten zum 
Strafvollzugsgesetz in Aussicht genommenen Maße 
weitergeführt wurde, hängt mit der gegen Ende der 
Gesetzgebungsarbeiten eingetretenen angespannten 
Haushaltstage der Bundesländer zusammen. Es ist un- 
richtig, sie als ein Verzicht auf Resozialisierungsmaß- 
nahmen zu interpretieren. 


67. Ist die Bundesregierung darüber informiert, daß 
der Angleichungsgrundsatz in den Justizvollzugs - 
anstalten der einzelnen Bundesländer sehr unter- 
schiedlich verwirklicht wird, und kennt sie insbe- 
sondere Anstalten, in denen folgende Angleichun- 
gen existieren: 


1. eigene Fernseher in der Zehe, 

2. freier Zugang zum Telefon, 

3. Umlauf von Geld in der Anstalt, 

4. Ermöglichung sexueller Kontakte für Gefan- 
gene, die weder Ausgang noch Urlaub er- 
halten, 

5. medizinische Versorgung nach eigener Wahl, 

6. Verzicht auf Brief zensur, 

und falls ja, welche Anstalten sind dies? 

Die in § 3 Abs. 1 StVollzG vorgeschriebene Anglei- 
chung des Lebens in der Anstalt an die allgemeinen 
Lebensverhältnisse ist ausdrücklich auf das mögliche 
beschränkt worden. Hierdurch kommt zum Ausdruck, 
daß je nach der Aufgabe der Anstalt die Angleichung 
nur in unterschiedlichem Maße verwirklicht werden 
kann. Die Bundesregierung geht demgemäß davon 
aus, daß die in der Frage enthaltene Annahme zutrifft 
und daß die in den jeweiligen Anstaltsaufgaben 
begründeten Unterschiede gerechtfertigt sind. Dies 
kommt auch in den Informationen von seiten der Lan- 
desjustizverwaltungen zum Ausdruck. 

Nach den von den Landesjustiz Verwaltungen übermit- 
telten - unvollständigen - Informationen gibt es in 
Anstalten des offenen Vollzuges jedenfalls in den Bun- 
desländern Berlin, Hessen, Niedersachsen und Nord- 
rhein-Westfalen die Möglichkeit, Münzfernsprecher zu 
benutzen; hier ist den Gefangenen auch der Besitz von 
Bargeld erlaubt. Zudem wird hier auf die Briefkontrolle 
verzichtet. Letzteres gilt auch für offene Anstalten im 
Saarland. Anstalten, in denen Gefangenen sexuelle 
Kontakte ermöglicht werden, sind der Bundesregie- 
rung nicht bekannt. 

Ein eigenes Fernsehgerät in der Zelle kann dem Ge- 
fangenen gemäß § 69 Abs. 2 StVollzG gestattet wer- 
den. 

Die ärztliche Versorgung bemißt sich nach den §§57 ff. 
StVollzG. Der durch Artikel 51 Ziffer 5 des Gesetzes 
zur Strukturreform im Gesundheitswesen neu ein ge- 
führte § 62 a StVollzG sieht zudem vor, daß Gefangene, 
die einem freien B es chäftigungs Verhältnis nach gehen, 
die Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung 
in Anspruch nehmen können. 


68. Will die Bundesregierung darauf hinwirken, daß 
positive Erfahrungen, die mit solchen Angleichun- 
gen gemacht wurden, durch bundeseinheitliche 
Verwaltungsvorschriften allgemeingültig werden? 

Die Gestaltungsgrundsätze des § 3 StVollzG gelten für 
den gesamten Vollzug der Freiheitsstrafe. Die in der 
Fragestellung angesprochene Fortentwicklung kann 
nicht durch weitere allgemeingültige Regelungen ge- 
fördert werden. Es kommt vielmehr darauf an, die in 
den einzelnen Justizvollzugsanstalten gegebenen 
Möglichkeiten auszuschöpfen. 


69. Welche Erfahrungen sind mit Schuldenberatun- 
gen bei Gefangenen gemacht worden, sind sie 
pflichtgemäßer Teü der Entlassungsvorbereitung, 
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und hält die Bundesregierung es für erforderlich, 
daß die Schuldnerberatung und Entschuldungs- 
hilfe verstärkt wird (Sozialarbeiter, Resozialisie- 
rungsfonds)? 

Die Schuldenberatung gehört zu den im Strafvollzugs- 
gesetz als Hilfe während des Vollzuges (§ 73) und zur 
Entlassungsvorbereitung (§ 74) geregelten Aufgaben 
des Vollzuges. Sie zählt ferner zu den gemäß § 7 Abs. 2 
Nr. 6 und 8 StVollzG im Einzelfall in den Vollzugsplan 
aufzunehmenden Maßnahmen. 

Nach Auskunft der Landesjustizverwaltungen bieten 
demgemäß die Justizvollzugsanstalten sämtlicher Län- 
der Schuldenberatung an. Es werden durchweg gün- 
stige Erfahrungen mitgeteilt. Eine Landesjustizverwal- 
tung (Baden-Württemberg) betrachtet die Beratung als 
einen erstrangigen Resozialisierungsschwerpunkt, 
eine andere (Bayern) weist jedoch auf unterschiedliche 
Erfahrungen hin. Ein weiteres Land (Nordrhein- West- 
falen) berichtet über einen dort erarbeiteten in der 
Praxis bewährten Leitfaden zur Schuldenregulierung. 
Die anderen Landesjustizverwaltungen berichten über 
die Zusammenarbeit mit Stellen außerhalb der Voll- 
zugsverwaltung namentlich mit den dort bestehenden 
Stiftungen zur Entschuldungshilfe für Straffällige, 
Resozialisierungsfonds, Vereinigungen für Straffälli- 
genhilfe und ähnlichen Einrichtungen, die durch Bürg- 
schaften oder durch Darlehen Hilfe leisten. Einige Lan- 
desjustizverwaltungen weisen darauf hin, daß der Aus- 
bau dieser Tätigkeiten wünschenswert ist; es wird 
jedoch auch darauf hingewiesen, daß es sich bei der 
Schuldenberatung um eine person alintensive und da- 
mit kostenträchtige Maßnahmen handelt und die Mög- 
lichkeiten eines weiteren Ausbaues deshalb begrenzt 
seien. 

Der weitere Ausbau muß an den gegebenen Stand in 
den einzeln Bundesländern anküpfen. Die Bundes- 
regierung unterstreicht die Bedeutung der Schulden- 
beratung und sieht den Ausbau entsprechend der in 
den einzelnen Bundesländern bestehenden Notwen- 
digkeit als erforderlich an. 


70. Welche Erfahrungen wurden mit besonders fami- 
liennaher Haftunterbringung gemacht, und kann 
durch Dezentralisierung den schädlichen Folgen 
des Freiheitsentzuges besser entgegengewirkt 
werden? 

Eine familiennahe Unterbringung fördert die Aufrecht- 
erhaltung sozialer Bindungen und erleichtert in der 
Regel eine Wiedereingliederung. Sie spielt deshalb 
eine wichtige Rolle bei der Gestaltung der Vollstrek- 
kungspläne (§ 152 StVollzG) und einer möglichen Ver- 
legung eines Gefangenen (§ 8 Abs. 1 Nr. 1 StVollzG). 
Allerdings sind je nach der Lage des Einzelfalls die 
Vorteile einer besonders familiennahen Unterbringung 
abzuwägen gegen Vorteile, die eine größere, aber ent- 
ferntere Anstalt mit speziellen Behandlungsmöglich- 
keiten für die berufliche, therapeutische oder sonstige 
Förderung des Gefangenen haben kann. 

Dies ist auch das Ergebnis einer Umfrage bei den 
Landesjustizverwaltungen. Einige Landesjustizverwal- 


tungen (Baden-Württemberg, Berlin, Saarland) haben 
mitgeteilt, daß dort eine familiennahe Unterbringung 
weitgehend, in Bremen und Bayern mit Ausnahme län- 
gerer Freiheitsstrafen verwirklicht ist. Um möglichst 
vielen Gefangenen eine familiennahe Unterbringung 
zu ermöglichen, hat Hamburg die Verträge über die 
Bildung von Vollzugsgemeinschaften mit Bremen und 
Schleswig-Holstein gekündigt. Vom Justizministerium 
Nordrhein-Westfalen wurde berichtet, daß der Voll- 
streckungsplan bei Freiheitsstrafen bis zu 18 Monaten 
eine heimatnahe Unterbringung vorsieht, während bei 
längeren Strafen im Zuweisungsverfahren dem Ge- 
sichtspunkt der möglichst heimatnahen Unterbringung 
Rechnung getragen würde. Vom Justizministerium 
Niedersachsen wurde darauf hingewiesen, daß eine 
möglichst heimatnahe Inhaftierung der Gefangenen 
eine der Grundsätze ist, die der Vollzugsplanung 
zugrunde lägen; die historisch gewachsene räumliche 
Verteilung der Haftplätze stehe allerdings einer umfas- 
senden Verwirklichung dieses Grundsatzes entgegen. 


71. Im Strafvollzug sind erkennbar Resozialisierungs- 
maßnahmen, die das Strafvollzugsgesetz vorsah, 
zurückgeschraubt oder aufgegeben worden. 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der 
regelmäßig zu beobachtende Verzicht der Anstal- 
ten auf die Abfassung von Vollzugsplänen, der 
Verzicht einzelner Bundesländer auf die Klassifi- 
zierung der Gefangenen hinsichthch ihrer Sozial- 
prognose (so in Baden-Württemberg seit 1982), 
ferner die vielfach zu beobachtende Verkürzung 
und Schematisierung der Einweisungsverfahren 
und schheßhch der Verzicht der Bundesregierung 
auf die Einrichtung der „ Sozialtherapie 11 als eine 
Maßregel der Besserung und Sicherung darauf 
hindeuten, daß die Vollzugsverwaltungen die Be- 
handlungsmöglichkeiten, die das Strafvollzugsge- 
setz noch euphorisch sieht, mm wesentlich zu- 
rückhaltender beurteilen? 


Die Bundesregierung teilt nicht die Auffassung, daß 
die Vollzugs Verwaltungen die Behandlungsmöglich- 
keiten jetzt wesentlich zurückhaltender beurteilen, als 
es beim Erlaß des Strafvollzugsgesetzes der Fall gewe- 
sen sei. Die Frage geht von mehreren unrichtigen 
Annahmen aus. Von einer euphorischen Sicht des 
Strafvollzugsgesetzes kann keine Rede sein. Das 
Gesetz hat die notwendigen gesetzlichen Grundlagen 
für die Verwirklichung des Vollzugszieles sachlich fun- 
diert geregelt und in den Gestaltungsgrundsätzen des 
§ 3 zugleich weitere Regelungen getroffen, die den 
Vollzugsbehörden auch unabhängig von den Behand- 
lungsmöglichkeiten im Einzelfall Aufgaben zur Voll- 
zugsgestaltung stellen. Hierin und in anderen Rege- 
lungen kommt deutlich zum Ausdruck, daß bei den 
Gesetzgebungsarbeiten die Behandlungsmöglichkei- 
ten nüchtern eingeschätzt wurden. 

Die in der Frage enthaltenen Annahmen über Verän- 
derungen in der Praxis der Vollzugsbehörden treffen 
nicht zu. Die um Stellungnahme hierzu gebetenen 
Landesjustizverwaltungen weisen sämtlich die darin 
enthaltene Unterstellung, daß sie Resozialisierungs- 
maßnahmen zurückgeschraubt oder aufgegeben hät- 
ten, zurück. 
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Im Hinblick auf den behaupteten Verzicht auf Abfas- 
sung von Vollzugsplänen weist das Justizministerium 
Baden- Württemberg ferner darauf hin, daß über die 
bundeseinheitliche Verwaltungs Vorschrift zu § 6 
StVollzG hinaus dort auch im Kurzstrafenvollzug bei 
Gefangenen mit einer Verbüßungsdauer von minde- 
stens 6 Monaten modifizierte Vollzugspläne erstellt 
würden. Die qualitative Verbesserung der Vollzugs- 
pläne im Langstrafenvollzug sei dort ein ständiges 
Anliegen. Der Aufgabe des an einer Sozialprognose 
orientierten Klassifizierungs Systems habe ein Wandel 
im Behandlungsgedanken nicht zuletzt auch im Hin- 
blick auf eine Verbesserung der familiennahen Unter- 
bringung, der Verbesserung von Ausbildungs- und Bil- 
dungsmöglichkeiten im Vollzug, einer Intensivierung 
des Gefangenensports und der Schuldnerberatung so- 
wie die landesweite Einführung des sozialen Trainings 
im Jahre 1983 zugrunde gelegen. Die Schlußfolgerung, 
daß hiermit und mit der gleichzeitigen Verkürzung des 
Einweisungsverfahrens Resozialisierungsmaßnahmen 
zurückgeschraubt würden, sei unrichtig. Weitere Lan- 
desjustizverwaltungen haben darauf hingewiesen, daß 
mangels näherer Angaben eine Stellungnahme zu den 
Behauptungen nicht möglich sei. 

Die Unterbringung in einer sozialtherapeutischen 
Anstalt ist nur als freiheitsentziehende Maßregel der 
Besserung und Sicherung durch das Gesetz zur Ände- 
rung des Strafvollzugsgesetzes vom 20. Dezember 
1984 (BGBl. I S. 1654) aufgehoben worden. Dies hat 
nicht zu einer Verminderung von sozialtherapeuti- 
schen Anstalten oder Plätzen in den sozialtherapeuti- 
schen Anstalten geführt. Die Unterbringung in sozial- 
therapeutischen Anstalten wird vielmehr als eine Maß- 
nahme des Strafvollzuges weitergeführt. In den letzten 
Jahren ist das vorhandene Platzangebot erweitert wor- 
den. Die derzeit vorhandenen etwa 680 Plätze sollen 


nach Mitteilung der jeweiligen Landesjustizverwal- 
tung in den Ländern Bayern, Hessen und im Saarland 
um weitere 130 Plätze erweitert werden. 


72. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Fraktion DIE GRÜNEN, daß ein soziales Trai- 
ningsfeld gemäß § 2 Strafvollzugsgesetz in den 
Rahmenbedingungen eines Gefängnisses nicht 
herstellbar ist, weil ein eklatanter - und durch die 
gegenwärtige Rechtsprechung der Vollstrek- 
kungsgerichte verschärfter - Zielwiderspruch zwi- 
schen dem zum Zweck des Schuldausgleichs an- 
gestrebten Strafübels und der Gewährleistung von 
Sicherheit auf der einen und der Resozialisierung, 
der Wiedereingliederung des Straftäters, auf der 
anderen Seite besteht? 


Die Bundesregierung teilt diese Auffassung nicht. 

Die der Frage zugrunde gelegte Annahme kann keine 
allgemeine Gültigkeit beanspruchen. Die Justizvoll- 
zugsanstalten sind ihrer Aufgabe nach unterschiedlich 
ausgestaltet. Der genannte Zielkonflikt kann nur in 
denjenigen Anstalten Bedeutung erlangen, in denen 
wegen besonders schwerer Schuld verhängte Strafen 
vollzogen werden oder in denen wegen spezieller 
Gefahrenlagen besondere Sicherheitsvorkehrungen 
getroffen werden müssen. Auch in diesen Anstalten 
gelten die Gestaltungsgrundsätze des § 3 StVollzG, so 
daß auch dort den schädlichen Folgen des Freiheitsent- 
zuges entgegenzuwirken ist. Im Rahmen des Mög- 
lichen können auch mit den dort untergebrachten Ge- 
fangenen, namentlich im Zusammenhang mit den der 
Entlassung vorhergehenden Lockerungen und Ver- 
legungen in offene Anstalten oder Vollzugs ab teilun- 
gen, Maßnahmen des sozialen Trainings durchgeführt 
werden. 
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